
Der  Krieg  verunmöglicht  die
Selbstbestimmung  des
iranischen  Volkes  –  Wozu  US-
Interventionen  bisher  geführt
haben
Von Aventina Holzer und Yorick F., April 2026, 24 Minuten Lesezeit

Auch wenn es im Moment eine offizielle „Waffenruhe“ sowohl zwischen den
USA, Israel und dem Iran als auch Israel und dem Libanon gibt – die Israel
wie  gewohnt  nach  eigenem  Belieben  auslegt  –  ist  ein  Ende  der  US-
amerikanischen und israelischen Angriffe auf Westasien noch nicht in Sicht.
Seit  dem 28.  Februar  dieses  Jahres  herrscht  Krieg  gegen den Iran  und
weitere Länder der Region, allen voran den Libanon.

In den Monaten vor dem Angriff zeichneten westliche Medien das Bild einer
iranischen Diaspora, die so eine Intervention begrüßen und sich, Bilder von
Reza Pahlavi hochhaltend, einen Luftangriff wünschen würde. Mal abgesehen
davon,  dass  dieses  Bild  nur  eine  sehr  spezifische  politische  Ausrichtung
zeigte  und  abweichende  Meinungen  innerhalb  der  Diaspora  ausgespart
wurden, diente es in erster Linie als Vorwand, um die jetzigen Angriffe auf
den Iran zu rechtfertigen. Trotzdem hält sich beharrlich die Frage: Wie kann
man gegen  das  Regime  der  Islamischen  Republik  UND gegen  jede  US-
amerikanische und israelische Intervention sein? Wenn ihr die Islamische
Republik ablehnt, warum seid ihr dann nicht für den Krieg?

Ebenso hält sich der Irrglaube: Wer gegen den Krieg ist, muss die Islamische
Republik gutheißen. Auf diese Argumentation gehen wir in einem anderen
Artikel ein.

Warum sind wir also gegen diesen Krieg und welche Alternative würden wir
vorschlagen? Bevor  wir  über  die  Implikationen von und Forderungen zu
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dieser Frage sprechen, müssen wir die Realität des Krieges benennen.

Dieser Krieg forderte bisher allein im Iran mindestens 1.700 zivile Opfer.
Wenn wir die Getöteten im Libanon dazunehmen, sind wir bei über 4.000 und
Millionen Vertriebenen. Wer das als „Kollateralschaden“ für ein größeres Ziel
sieht, muss die Frage beantworten, welches größere Ziel hier verfolgt wird.
Selbst US-Geheimdienst-Quellen versicherten zwei Wochen nach Beginn der
Angriffe, dass das iranische Regime stabil ist und weiterhin großen Einfluss

auf die Bevölkerung ausübt.i Diese vermeintliche „Schwächung des Regimes“
bedeutet nicht nur die Ermordung einzelner, wichtiger Personen – auf die
immer  neue  fo lgen  –  sondern  gre i f t  auch  d ie  Energie -  und

Wirtschaftsfähigkeit des Landes an. Die Angriffe auf South Parsii (ein Gasfeld,
aus  dem 70% des  Erdgasbedarfs  des  Iran  gedeckt  wird)  und  unzählige

Öldepots,  die  sogar  in  „schwarzem  Regen“  endeten i i i,  bedeuten
Umweltkatastrophen  und  Energienot  für  die  kommenden  Generationen  –
egal,  unter welchem Regime. Unter solchen Bedingungen wird es immer
schwieriger,  eine  wirklich  freie  Gesellschaft  unter  der  Kontrolle  der
Bevölkerung aufzubauen – noch dazu, weil die Gegenschläge des Iran andere
zentrale  Energiequellen  der  Region  treffen  und  treffen  werden.  Trumps
Aussagen, den Iran zurück in die Steinzeit  bomben zu wollen,  sowie die
immer wieder anlaufenden Vorbereitungen für eine Bodeninvasion tun ihr
Übriges.

Wer all dies zu rechtfertigen weiß, mit dem Verweis darauf, dass das Regime
geschwächt  wird,  der  möge  sich  die  Frage  stellen:  Unter  welchen
Bedingungen  wurde  von  Trump  und  Netanyahu  heraufbeschworen,  dass
Menschen  auf  die  Straße  gehen  sollen,  um  es  zu  stürzen?  Unter
Bombenregen und mit den blutigen Massakern des Regimes im Jänner noch
in  Erinnerung?  Dieser  Krieg  bietet  kaum eine  Möglichkeit,  sich  effektiv
gegen  das  Regime  zu  organisieren  –  im  Gegenteil.  Der  Kriegszustand
bedeutet noch stärkere Überwachung durch und Rückhalt für das Regime,
das sich gerade als die einzige Kraft inszenieren kann, die in der Lage ist, die
Bevölkerung vor einem noch größeren Feind zu bewahren, der offensichtlich
keine  Rücksicht  auf  die  politische  Gesinnung  der  Leute  nimmt,  die  er



bombardiert.  Oder  war  die  Schule  in  Minab,  in  der  mehr  als  hundert
Volksschülerinnen  ermordet  wurden,  ein  Hort  der  ideologischen

Radikalisierung,  der  nur  so  bekämpft  werden  konnte?iv

In diesem Klima – nach den Massakern im Jänner, bei denen konservative
Schätzungen von mindestens 7.000 Ermordeten ausgehen – zu sagen, die
Bevölkerung müsse ja nur auf die Straße gehen und ihre Regierung stürzen,
ist reiner Hohn. Während die mutigen Protestierenden im Gefängnis in dieser
Kriegssituation links liegen gelassen werden (HRNA geht von 50.000 neuen

Inhaftierten  aus)v  und  ihnen  die  Hinrichtung  droht,  rieten  Trump  und
Netanyahu ihren Angehörigen, während der Bombardierungen doch einfach
weiter zu protestieren, obwohl es sogar Ankündigungen von Schießbefehlen
gab.

Jetzt sollte ersichtlich sein, warum wir gegen diesen Krieg sein müssen, wenn
wir  wollen,  dass  der  Widerstand der  iranischen Bevölkerung gegen ihre
Unterdrücker erfolgreich ist. Aber gegen diesen Krieg zu sein bedeutet für
uns nicht, „neutral“ oder pazifistisch zu sein. In diesem Krieg gibt es ganz
klar Aggressoren und Angegriffene. Er ist ein Angriffskrieg der USA und
Israels,  in dem der Iran – sowie der Libanon – jedes Recht hat,  sich zu
verteidigen. Wir verurteilen die Raketen, die aus dem Iran auf Ziele in Saudi-
Arabien und Israel geschossen werden, nicht. Wir setzen die Handlungen der
Islamischen  Republik  in  diesem Krieg  nicht  gleich  mit  den  Handlungen
Israels und der USA. Die USA und Israel sind nämlich um ein Vielfaches
stärker als der Iran und der Libanon und greifen diese Länder nur mit der
Absicht  an,  ihre  Vorherrschaft  in  der  Region  zu  stärken.  Das  ist  ein
reaktionäres Kriegsziel und die angreifenden Parteien sind eine Weltmacht
und ihr Wachhund. Der Iran ist nur regional eine Macht und hat in diesem
Krieg das Ziel, seine Souveränität zu verteidigen. Deshalb wünschen wir eine
Niederlage der USA und Israels, die auch in der Vergangenheit oft genug
bewiesen haben, wozu ihre Vorherrschaft führt.

Dieser  Krieg  passiert  auch nicht  in  einem Vakuum,  er  passiert  in  einer
globalen politischen Situation, in der sich eine Seite massive Brüche des
Völkerrechts  leisten kann (den Völkermord in  Gaza,  illegale  Angriffe  auf



Venezuela, Kuba, usw.), während die andere wegen angeblichen Atomwaffen
in Grund und Boden sanktioniert wird. Wenn die USA diesen Krieg gewinnt,
droht dem Iran ein Schicksal wie Afghanistan oder Irak. Infrastrukturelle
Zerstörung, Ausbeutung der natürlichen Ressourcen und vielleicht sogar ein
eingesetztes  Regime  zur  Wahrung  israelischer  und  US-amerikanischer
Interessen, das nur weitere Gewaltspiralen erzeugt. Wenn der Iran diesen
Krieg  gewinnt,  bedeutet  das  vor  allem ein  Ende des  Krieges  und einen
Rückschlag für die reaktionären Interessen der genannten Weltmacht. Dies
hätte  auch  negative  Auswirkungen  auf  die  US-amerikanischen  Pläne
bezüglich Kuba und anderer Einflusssphären. Das wäre eine Chance, weiter
das Weltsystem des Imperialismus ins Schwanken zu bringen und auch in
den  imperialistischen  Zentren  zu  organisieren  und  diesem  etwas
entgegenzusetzen  –  die  Chancen  für  politische  Organisierung  und
Unterstützung der Bewegung vor Ort im Iran steigen dadurch auch. Dass wir
sagen,  wir  sind  für  den  Sieg  des  Iran  gegenüber  den  USA  und  Israel,
bedeutet  also  auch  nicht,  dass  wir  der  Islamischen  Republik  irgendeine
politische Unterstützung geben, im Gegenteil,  wir sehen diese Politik als
notwendig für ihren Sturz durch die iranischen Massen.

Aber warum sind wir so fest davon überzeugt, dass der Krieg nicht auch eine
fortschrittliche Seite hat? Natürlich wird viel Leid erzeugt und vielleicht sind
die geäußerten Kriegsziele der USA und Israels nicht ganz ehrlich – aber das
ist doch sicher egal, solange die Mullah-Regierung endlich gestürzt wird –
oder?  Wieso  dem nicht  so  ist,  haben  wir  versucht  zu  zeigen.  Wer  sich
allerdings immer noch an einen Funken Hoffnung klammert, der sollte einen
Blick in die Geschichte werfen. Nämlich darauf, wie es historisch mit solchen
„Befreiungskriegen“ der USA weiterging.

Regime  Changes  „im  Namen  der
Demokratie“  in  der  Vergangenheit
Die Angriffe gegen den Iran durch die USA und Israel sind bei weitem nicht
die erste imperialistische Aggression in den letzten Jahrzehnten, mit Blick auf
Venezuela nicht einmal die erste dieses Jahres. Um zu sehen, warum wir



diesen Krieg kategorisch ablehnen und sagen, dass wir für einen Sieg des
Iran gegen den US-Imperialismus kämpfen, muss uns auch klar sein, was
eine Niederlage gegen ihn und ein „Sieg der Demokratie“ durch die Waffen
der US-Army in der Vergangenheit tatsächlich bedeutet haben. Dafür wollen
wir  uns  kurz  überblicksartig  die  imperialistischen  Interventionen  unter
Führung der USA im Irak, in Afghanistan und in Libyen anschauen, auch
wenn wir viele weitere hätten anführen können.

Afghanistan
Der im Oktober 2001 begonnene Krieg und die Besatzung Afghanistans bis
2021  waren  eine  der  längsten  Interventionen  des  US-Imperialismus  und
seiner  Verbündeten  in  der  Geschichte.  Im  September  2001  flogen  zwei
Flugzeuge  in  das  World  Trade  Center  in  New York,  dies  wurde  in  den
kommenden Jahren und Jahrzehnten durch die USA als Legitimationsgrund
nach innen und außen genutzt, um diverse Kriege im sog. Kampf gegen den
Terror zu führen. Die Strategie der USA stand dabei jedoch bereits vorher
fest:  durch  die  Vorherrschaft  in  Europa  und  v.a.  Westasien  sollte  die
Dominanz  auf  dem  gesamten  Globus  nach  Zusammenbruch  der
degenerierten  Arbeiter:innenstaaten  gesichert  werden.

Den Fakt, dass Osama bin Laden sich in Afghanistan befand und die USA ihn
und sein islamistisches, terroristisches al-Qaida-Netzwerk als Schuldige für
den 11.September ausmachten, war für die USA Legitimation genug, auch
die Taliban-Regierung als Feind der USA auszumachen.

Gespickt  wurde  dies  mit  der  alten  Erzählung  von  Demokratie  und
Menschenrechte, welche nach dem Sturz des Taliban-Regimes den Menschen
in Afghanistan zu Teil werden würden.

Darum ging es in dieser Intervention und jahrelangen Besatzung weder den
USA noch ihren Verbündeten, u.a. der Bundeswehr der BRD, nicht.

2001 bis 2014 war das erklärte Ziel der USA, die Taliban vollständig zu
vernichten. Dies stellte sich schnell als unmöglich heraus. Nicht zuletzt auch,
da  diese  in  Pakistan  einen  Rückzugsraum  fanden  und  von  Teilen  der



pakistanischen Regierung gestützt wurden. Der Hauptgrund dafür war aber
zum einen die verheerende barbarische Kriegsführung der imperialistischen
Mächte  und  zum  anderen  die  Unfähigkeit  und  Unwilligkeit,  das  Land
wirtschaftlich zu stabilisieren und aufzubauen.

In 20 Jahren Krieg und Besatzung starben etwa 240.000 Afghan:innen in
Afghanistan  und  Pakistan  durch  die  imperialistischen  Streitkräfte.  Dies
geschah v.a. durch regelmäßige Flächenbombardements und Luftangriffe auf
tatsächliche und viel öfter noch vermeintliche Stellungen von Terrorist:innen.
Diese  barbarische  Kriegsführung  zeigte,  dass  es  den  imperialistischen
Mächten  hier  nie  um  Menschenrechte  gehen  konnte.

In 20 Jahren Besatzung durch USA und NATO gab es zwar Anstrengungen,
Afghanistan zu einem stabilen pro-westlichen Vasallenstaat aufzubauen, das
scheiterte  jedoch.  Wie  wenig  dieser  auch  bei  Erfolg  mit  einer
fortschrittlichen  Lösung  für  die  afghanische  Arbeiter:innenklasse  zu  tun
gehabt hätte, zeigt auch der überhastete Abzug der Besatzungstruppen 2021,
letztlich v.a. weil sich kein Fortschritt für die Interessen der Imperialist:innen
abzeichnete und die finanziellen Kosten für die Operation zu hoch wurden. Es
ging hier nie um die Befreiung des afghanischen Volkes, Demokratie oder
auch nur der Bekämpfung „des Terrorismus“ es ging einzig und allein um
den strategisch wichtigen Einfluss in Westasien und bei diesem Ziel erfuhren
die imperialistischen Staaten eine herbe Niederlage.

Kurz  nach  dem Abzug  aller  Besatzungstruppen  übernahmen  die  Taliban
wieder die Macht in Afghanistan. Sie errichteten erneut ein ultrareaktionäres
Regime in welchem v.a. Frauen massiv unterdrückt werden. Wie wenig die
Taliban der tatsächliche Hauptfeind der USA und v.a. Deutschlands waren,
zeigt sich auch daran, dass nicht lange danach wieder Verhandlungen mit
ihnen stattfanden – darüber, wie man etwa Migrant:innen am besten nach
Afghanistan abschieben könne.

Irak
Auch der völkerrechtswidrige Angriff  auf den Irak 2003 fand im Kontext
dieses „War on terror“ der USA statt. Eingebettet in eine Strategie, die sie im



wesentlichen bis heute fahren: der Kontrolle Eurasiens als zentrale Frage für
die imperialistische Vorherrschaft auf dem Globus.

Am 20.03.2003 führten, nachdem sich dies monatelang anbahnte, die USA
eine  sogenannte  „Shock  and  Awe“-Operation  (auf  Deutsch:  „Schock  und
Furcht“-Operation)  durch,  diese  bestand  v.a.  darin,  mit  Panzern  und
Luftangriffen möglichst schnell möglichst große Zerstörung anzurichten, um
die  irakischen  Streitkräfte  im  Angesicht  einer  scheinbar  übermächtigen
Armee zu demoralisieren.

Auch im Falle des Irak begrüßte ein Teil der Diaspora im Westen zunächst
den  Angriff  der  USA.  Dies  geschah  mit  Sicherheit  zu  einem  Teil  aus
reaktionären politischen Positionen heraus, zu einem großen Teil allerdings,
ähnlich wie im Iran, auch aus einem Moment der Hoffnung, dass die Angriffe
ein  Ende der  Herrschaft  Saddam Husseins  bedeuten würde.  An Saddam
Hussein gab es für Revolutionär:Innen in der Tat nichts Verteidigenswertes,
im  Gegentei l ,  er  g ing  enorm  repressiv  gegen  die  irakische
Arbeiter:innenklasse  vor  und  verübte  Massaker  an  Unterdrückten,  v.a.
Kurd:innen  und  Schiit:innen.  Besonders  zu  nennen  ist  hier  der  brutale
Giftgasangriff auf die kurdische Stadt Halabja, bei dem tausende Kurd:innen
ermordet  wurden.  Für  die  irakische  und  somit  auch  die  internationale
Arbeiter:innenklasse war seine Herrschaft eine, die es zu beenden galt. Der
Sturz Saddam Husseins war an sich kein Anlass zur Trauer!

Die USA und die imperialistischen Staaten jedoch hatten daran nur sehr
bedingt  ein  Interesse.  Nicht  nur  war  er  für  Teile  des  westlichen
Imperialismus, v.a. für Frankreich, das im Irak-Krieg, ähnlich der BRD, zwar
eine zurückhaltende Rolle einnahm, eine wichtige Figur im ersten Golfkrieg
1980 gegen den Iran, kurz nach dem Sturz des Schahs. Er wurde auch noch
1991, als er in den Augen der NATO in Ungnade gefallen war, durch diese
gestützt, indem sie die Kurd:innen gegen Saddam im Stich ließen, da sie in
dieser Situation den Sturz Saddams durch die irakischen Massen tatsächlich
mehr fürchteten als einen unbequemen Vasallen.

Das  Resultat  der  US-Invasion  des  Irak  war  nicht  die  Errichtung  der
„Demokratie“, welche die USA heuchelte zu bringen. Im Gegenteil: Es folgten



eine  mehrjährige  Besatzung und kontinuierliche  Bombardierung des  Irak
durch US-Streitkräfte, die Terrorisierung der irakischen Bevölkerung und die
Errichtung  von  Foltergefängnissen  wie  in  Abu  Ghraib,  in  denen
systematische Folter und die Vergewaltigung zahlloser Häftlinge stattfand.
Gegen  die  brutale  Besatzung  des  Irak  gab  es  immer  wieder  militanten
Widerstand.

Eine  Taktik  der  Besatzungstruppen  war  die  Spaltung  der  irakischen
Bevölkerung anhand religiöser und ethnischer Linien. So spielten die USA in
undemokratischen  Scheinwahlen,  in  denen  ausschließlich  die  Kräfte
zugelassen waren, welche den US-Interessen passten, vor allem Schiit:Innen
und Sunnit:Innen gegeneinander aus. Resultat war der schiitische, von der
Übergangsregierung  eingesetzte  Nuri  Kamil  al-Maliki,  dessen  autoritäre
Herrschaft  und Unterdrückung der Sunnit:innen im Norden des Irak zur
Erstarkung  des  IS  führten  und  ab  2014  zu  einem blutigen  Bürgerkrieg
zwischen dem irakischen Militär und Truppen des IS. Dabei ist es wichtig zu
betonen,  dass  diese  Zuspitzung  der  Spaltung  anhand  religiöser  Linien
direktes  Resultat  der  imperialistischen  Aggression  der  USA  waren.
Ausnahmslos alle Vorwände der USA für diese Aggression stellten sich im
Nachhinein als Lügen heraus.

Libyen
Insgesamt  folgte  die  Intervention  des  US-Imperialismus  in  Libyen
augenscheinlich demselben Muster wie der aktuelle Krieg gegen den Iran:
auch hier nutzten die USA letztlich eine Aufstandsbewegung als Vorwand für
ihre imperialistische Aggression.

Ab Januar 2011 hatte es in Libyen Demonstrationen und Aufstände gegen das
repressive Gaddafi-Regime gegeben, beeinflusst v.a. von den Revolutionen in
Ägypten und Tunesien,  die Mubarak und Ben Ali  zu Fall  brachten.  Zwei
Diktatoren, die politisch mit Gaddafi insofern einiges gemeinsam hatten, als
das  sie  ebenfalls  massiv  ihr  jeweiliges  Volk  unterdrückten  und  ihm
demokratische  Rechte  vorenthielten.  Für  die  westlichen  imperialistischen
Staaten war dies absolut kein Problem: Hatte sich Gaddafi bis zu den 90ern



noch als „antiimperialistisch“ inszeniert,  so schloss sich Libyen 1999 der
„Koalition der Willigen“ gegen den Irak an und wurde ein wichtiger und gern
gesehener Handelspartner von Washington, London, Paris und Berlin. Mit
dem undemokratischen Charakter Libyens,  der Repression in Libyen und
Gaddafis angeblichen Verbindungen zu Terrororganisationen hatten sie in
dieser  Zeit  wohl  kein  Problem.  Das  änderte  sich  erst  2011  mit  dem
Arabischen Frühling, welcher eben auch Libyen ergriffen hatte.

Der Westen, allen voran die USA, machten hier eine 180-Grad-Wende: aus
Angst, die Aufstandsbewegung könnte tatsächlich siegen und den Einfluss
der  verschiedenen  imperialistischen  Staaten  grundlegend  gefährden.
Deshalb griff die NATO, vorgeblich auf Seite des libyschen Volkes, in den
sich  bald  aus  den  Aufständen  entladenden  Bürger:innenkrieg  gegen  das
Gaddafi-Regime  ein.  Dieses  Eingreifen  der  NATO  hat  dabei  den
fortschrittlichen Charakter dieses Bürger:innenkrieges keinen Deut geringer
gemacht.  Gaddafi  fiel  letzten  Endes  nicht  durch  die  Bomben  der  USA,
sondern durch die Kraft der libyschen Massen.

Diese jedoch konnten durch die Rolle des Imperialismus nicht die Früchte
ihrer Kraft ernten.

Auf die Einnahme von Tripolis und den Sturz Gaddafis folgte keine blühende
Demokratie wie die USA versprochen hatten, sondern v.a. eine Ausweitung
des Bürger:innenkrieges. Das Machtvakuum konnte durch die Präsenz der
US-Streitkräfte und aufgrund ihrer eigenen politische Schwäche nicht durch
die Aufstandsbewegung selbst gefüllt werden, dies führte u.a. zum Aufstieg
diverser islamistischer Gruppen inkl. des IS.

Die  EU spielte  dabei  eine besonders  reaktionäre Rolle,  durch den Sturz
Gaddafis war die Grenzsicherung Libyens im Interesse der Festung Europa
ungeklärt. Der libysche Bürger:innenkrieg führte selbst zu mehr als einer
halben  Millionen  Binnenmigrant:innen  welche  innerhalb  Libyens  unter
katastrophalen Bedingungen überleben mussten und nicht selten Ziel von
vom Westen unterstützten Anti-Gaddafi Kräften waren. Die mehrheitlich zu
Minderheiten in Libyen, v.a. den Tuareg, gehörenden Migrant:innen wurden
als Gaddafi-Loyalist:innen gesehen und waren Ziel rassistischer Attacken.



Auch  syrische  Migrant:innen,  die  vor  dem  im  selben  Jahr  begonnenen
syrischen Bürger:innenkrieg flohen, waren oft Ziel solcher Angriffe. Dies vor
allem, weil das europäische Grenzregime Waffen und Munition an einzelne
Milizen lieferte, um Migration nach Europa zu „kontrollieren“, also blutig
und brutal gegen Geflüchtete vorzugehen.

Bis heute ist Libyen ein Schauplatz des imperialistischen Kampfes um die
Neuaufteilung der Welt, in dem vor allem vom türkischen und russischen
Staat  unterstützte  Kräfte  miteinander  kämpfen  und  auch  die  USA
ankündigte,  sich  erneut  einschalten  zu  wollen,  um  westliche

Kapitalinvestitionen  zu  retten.v i

Diese Beispiele sind nur einige von vielen dafür, was der US-amerikanische
Kampf „für die Demokratie“ bzw. „gegen den Terror“ wirklich bedeutet. Sie
sind jeweils auch sehr unvollständig und nicht einmal in der Geschichte der
jeweiligen Länder einzigartig. Die Geschichte dieser Länder ist maßgeblich
von  kolonialer  Unterdrückung  sowie  imperialistischen  Aggressionen  und
Gewaltakten verbunden, jedoch auch von Kämpfen gegen ebendiese Akte, auf
die wir nicht eingegangen sind. Es ging hier nämlich nur darum aufzuzeigen,
welche katastrophalen Folgen die Interventionen der USA jeweils hatten und
warum wir sie auch im Falle des Iran zurückweisen und bekämpfen müssen.

Welche Alternative?
Wir sind uns also einig: Den USA kann man nicht trauen. Aber was ist die
Alternative, um den Menschen im Iran zu helfen?

Zwei Dinge sind vorab bei dieser Frage festzuhalten: 1. Der Krieg führt nicht
zum gewünschten  Ziel.  Warum wird  er  als  „eine  von  vielen  Lösungen“
dargestellt, wenn er tatsächlich nur mehr Probleme macht und eben nicht
zum Sturz der Regierung führt? 2. Die Menschen im Iran müssen sich selbst
befreien, keine „westliche“ Macht kann das für sie übernehmen. Da geht es
nicht  nur  um  die  ethischen  oder  praktischen  Fragen  so  eines  „Regime
Changes“. Da geht es auch um Demokratie, welche Strukturen wollen die
Menschen tatsächlich selbst, welche können sie aufbauen und durch welche



Organisierung bringen sie die Regierung zu Fall? Das ist für eine tatsächlich
befreite  Gesellschaft  unerlässlich,  die  sich  auch  Verbündete  aus  der
Arbeiter:innenklasse  aus  der  Region  und  international  suchen  muss,  um
langfristig erfolgreich zu sein.

Auch wir wollen einen Sturz der Islamischen Republik,  dies muss jedoch
durch die Arbeiter:Innenklasse geschehen, mehr noch: Für einen Sieg der
Bewegung gegen das reaktionäre Mullah-Regime ist es notwendig, den Iran
als halbkolonialen Staat gegen die imperialistische Aggression der USA und
Israels zu verteidigen, das muss auch heißen, mit den Kräften der iranischen
Armee  zusammenzuarbeiten.  Tut  man  dies  nicht,  bedeutet  dies  eine
politische Stärkung des Regimes nach innen. Dieses war, trotz der brutalen,
blutigen  Repression  gegen  die  Protestbewegung  Anfang  dieses  Jahres,
durchaus ins Wanken geraten. Einige subjektiv linke Kräfte im Westen führen
die  Unterstützung  dieser  Protestbewegung  gegen  die  Mullahs  und  die
repressive,  reaktionäre  Politik  des  iranischen  Staates  gegenüber  seiner
Bevölkerung als Argumente an, um für den Krieg zu sein. Man solle die
Angriffe auf den Iran nicht verurteilen, sondern unterstützen – alles andere
wäre ein Verrat der iranischen Massen an das iranische Regime.

Wir sagen: Das Gegenteil ist der Fall! Nicht nur können sich die iranischen
Massen wie oben ausgeführt von den US-amerikanischen und israelischen
Bomben  keine  Freiheit  erhoffen,  auch  ist  ihr  Widerstand  durch  sie
maßgeblich  geschwächt.  Durch  die  alleinige  politische  Führung,  die  das
Regime im berechtigten Kampf gegen die US-Aggression aktuell  innehat,
kann es sich als einzige Alternative zu den USA präsentieren. Jedoch besteht
dieser Gegensatz nur bedingt: Trump meinte selbst, er plane mit dem Iran
etwas  Ähnliches  wie  mit  Venezuela,  also  den  Austausch  des
Führungspersonals bei Instandhaltung eines nun US-freundlicheren jedoch
nahezu unveränderten Staatsapparats. Vor allem aber ist das ein falscher
Gegensatz. Schließlich gibt es nicht nur die Alternativen Mullah-Regime oder
US-Intervention für den Iran, das haben die Jin Jiyan Azadi-Bewegung sowie
die  Aufstände  im  Januar  klar  gezeigt:  es  gibt  auch  eine  Zukunft  unter
Führung der kämpfenden iranischen Massen. Das bedeutet, fortschrittliche
Kräfte im Iran sollten nicht gegen sondern für die Verteidigung des Iran



arbeiten. Und zwar gerade weil die iranische Führung eine reaktionäre ist:
ihr  darf  man  nicht  den  berechtigten  Kampf  gegen  die  USA  und  Israel
überlassen.

Und was wir in den imperialistischen Zentren tatsächlich tun können, anstatt
auf das Weltwunder einer wohlwollenden US-Befreiung zu warten:

Wir müssen uns gegen die wirtschaftlichen Sanktionen gegen den
Iran einsetzen. Sie haben offensichtlich seit ’79 nicht dazu geführt,
dass  das  Regime  gestürzt  wurde  und  treffen  ganz  konkret  die
Bevölkerung.  Aushungerungsstrategien  sind  unmenschlich  und
schwächen auch Ressourcen,  freien Personenverkehr u.Ä.,  die für
den Aufbau von effektivem Widerstand genutzt werden könnten. Wie
sehr die Sanktionen in erster Linie die Bevölkerung treffen, zeigen
nicht zuletzt die Aufstände im Jänner, die durch die absurd hohen
Lebensmittelpreise ausgelöst wurden. Auch Russland wurde durch
die Sanktionen nicht vom Ukraine-Krieg abgebracht.
Wir  müssen  uns  für  offene  Grenzen  einsetzen  und  volle
Staatsbürger:innenrechte  für  alle  fordern,  dort  wo  sie  leben.
Internationale Solidarität könnte auch praktisch bedeuten, Menschen
aus der iranischen Diaspora in sichereren Ländern, in denen sie nicht
im selben Maße von Überwachung und Repression betroffen sind,
aktiven  Support  zu  geben.  Dafür  braucht  es  aber  auch  weniger
Einschränkungen  durch  geschlossene  Grenzen  und  reaktionäre
Asylgesetze.  In  anderen  Ländern  könnte  Widerstand  geplant,
gruppiert,  vielleicht  sogar perspektivisch ausgebildet  werden.  Das
bedeutet aber auch, dass in den imperialistischen Zentren Gruppen
aufgebaut werden müssen, die diesen Support leisten können, hierfür
braucht  es  eine  international  aktive  politische  Organisation,  die
international Widerstand koordinieren und leisten kann.
Wir müssen eine starke Antikriegsbewegung mit aufbauen. Nicht nur,
weil Länder wie Deutschland Militärinfrastruktur (Rammstein) und
Waffen für die Zerstörung des Iran beisteuern, sondern weil  eine
starke Antikriegsbewegung eine Chance bietet, alle Unterdrückten
zusammenzuführen.  Palästina,  Libanon  und  Iran  leiden  unter



denselben  Aggressoren,  es  braucht  eine  gemeinsame  politische
Lösung  und  einen  kollektiven  Kampf.  Eine  internationale
Antikriegsbewegung,  die  auch bereit  ist,  sich  gegen den eigenen
Wirtschaftsblock (im Westen) zu wenden, ist ein Startpunkt dafür.
Sabotage und Blockaden von konkreten Kriegsgeräten: Insbesondere
in der BRD laufen wichtige Knotenpunkte der US-amerikanischen
Kriegsmaschinerie.  Der  Hamburger  Hafen  oder  der  Flughafen
Leipzig-Halle sind wichtige Umschlagplätze für den Transport von
Soldat:innen, Waffen und anderem Kriegsgerät, das für den Genozid
in Gaza, aber auch für den Krieg gegen Iran und Libanon eingesetzt
wird.  Hier  müssen  wir  einen  Stopp  und  eine  Blockade  davon
organisieren. Aktionen wie der March to Airport und die vereinzelte
Organisierung von Arbeiter:innen am DHL Hub in Leipzig oder die
kommenden Aktionen am Hamburger Hafen diesen Mai sind gute
Startpunkte dafür und müssen ausgebaut werden. Die Arbeiter:innen
an den Häfen von Genua oder Piräus haben am Beispiel von Palästina
bereits  gezeigt,  wie  man  im  großen  Stil  Waffenlieferung  und
militärische  Infrastruktur  lahmlegen  kann:  durch  den  politischen
Streik. Diesen braucht es sowohl gegen den Genozid in Gaza als auch
gegen den brutalen Krieg gegen den Iran.
Selbstorganisation  und  Support  von  humanitärer  Hilfe,  bzw.
Maßnahmen  zur  Wiederherstellung  von  Internet.  Wenn  wir  die
Technologie  bei  uns  verstehen  und  über  Abläufe  der  Hilfe  und
Lieferungen Bescheid  wissen,  dann könnten wir  diese  Hilfe  auch
praktisch selbst organisieren. Dafür braucht es Arbeitskämpfe und
Kontrolle im Tech- und NGO-Bereich, die aus ihrer kontrollierenden,
kapitalistischen zu einer effektiv-unterstützenden Rolle umgewandelt
werden könnten.
Keine  falschen  Hoffnungen  in  falsche  Befreier.  Im  Kontext  von
Palästina  sehen  viele  Menschen  den  Iran  als  Verbündeten.  Und
natürlich hat der Iran den Widerstand auch finanziell  unterstützt.
Aber diese Unterstützung ist nicht kontextlos zu sehen. Ein Regime,
dass sich nach innen mordend gegen Kritiker:innen richtet, die eine
so lange Zeit der Unterdrückung nicht mehr hinnehmen wollen, ist
kein  verlässlicher  Kämpfer  für  die  Befreiung  anderer.  Palästina



konnte  auch  mit  der  Unterstützung  des  Iran  noch  nicht  befreit
werden.  Natürlich  ist  es  klar,  dass  unterdrückte  Nationen  die
Unterstützung nehmen, die sie bekommen können – das ist logisch
und nicht verwerflich. Aber wir dürfen als international agierende
Gruppen nicht aus den Augen verlieren, wer unsere tatsächlichen
Verbündeten  sind.  Nicht  die  mordenden  Herrschenden,  deren
politische Solidarität je nach Eigeninteresse steht und fällt, sondern
die  internationale  Arbeiter:innenklasse.  Für  globale  Befreiung
braucht es klare Worte gegen all  unsere Unterdrücker und keine
falschen Illusionen in sie.

Was halten wir also für einen realistischen Ablauf, der tatsächlich in der Lage
ist, dieses Regime zu stürzen? Was sind die Aufgaben vor Ort? Aus einer
letztlich westlichen Perspektive lässt sich das nicht vollständig beantworten.
Die politische Bewegung muss ihren eigenen Weg finden, wie sie handelt und
welche Pfade ihr offen stehen, jedoch müssen wir auch hier Vorschläge für
eine konkrete Perspektive entwickeln, auch um der Hoffnungslosigkeit, „dass
es  doch  außer  dem  US-Angriff“  gar  keine  anderen  Möglichkeiten  gibt,
entgegenzuwirken. Deshalb wollen wir hier ein paar Anstöße sammeln, was
für Sachen politisch notwendig wären:

Es braucht einen organisierten Widerstand, der sich im Iran auf die
historische Tradition der Schora (Räte), der massenhaften Streiks der
letzten Jahre und der Jin Jiyan Azadi-Proteste beziehen kann und
muss.  Das  iranische  Regime  schafft  es  wie  wenig  andere
systematisch wieder und wieder den Widerstand zu zerschlagen und
zu  desorganisieren,  umso  mehr  braucht  es  diese  Form  der
Organisation.
Wenn  es  im  eigenen  Land  nicht  möglich  ist,  braucht  es
Ausbildungslager  in  anderen  Ländern.  Die  internationale
Arbeiter:innenbewegung ist aktuell zu schwach um so etwas zentral
zu organisieren, aber es wäre möglich einzelne Leute zu stärken und
ihnen einen Raum zu erkämpfen, in dem sie sich weiterbilden und
ausbilden können.



Dafür  bräuchte  es  auch  Waffen  für  die  Bevölkerung,  die  unter
Arbeiter:innenkontrolle erkämpft werden könnten. In diesem Krieg,
der ja bis jetzt keine Bodenoffensive beinhaltet, ist diese Forderung
utopisch. Sie ist aber richtungsweisend dafür, was die Bevölkerung
tatsächlich braucht, um sich zu befreien.
In kleinen Schritten und Arbeitskämpfen kann die Kontrolle über die
Produktion und die Abläufe des Landes mehr und mehr gewonnen
werden. Das heißt, es ist klar, was gestört werden muss, um den
Einfluss des Regimes zu schwächen und es kann auch bedeuten, dass
es praktisch leichter ist, bestimmte Teile auch selbst zu kontrollieren.
Klarer  Schutz  von  Minderheiten  und  Selbstbestimmung  der
unterschiedlichen  nationalen  Minderheiten  der  Region  müssen
verbindlich  gesichert  werden,  für  alle  Menschen,  die  sich  dem
Widerstand anschließen.
Es braucht eine Unterwanderung der Strukturen der IR, vor allem
des Militärs. Dort gibt es nicht nur Waffen, sondern auch Menschen,
die diese Waffen bedienen können. Es ist notwendig, dass sie diese
Waffen unter ihre eigene Kontrolle bringen und den Abwehrkampf
gegen den Imperialismus nicht allein der iranischen Regierung und
ihrer  Strategie  überlassen.  In  den  Massakern  im  Jänner  gab  es
bereits  Berichte  darüber,  dass  sich  Militärangehörige  geweigert
hätten, auf Protestierende zu schießen. Auch wenn dies vereinzelte
konkrete  Berichte  waren,  war  die  allgemeine  Erschütterung
sicherlich da – das muss genutzt werden, um effektiv eine Änderung
zu bewirken. Nicht alle Teile des Staatsapparats funktionieren wie
die Basidsch. Zersetzung beginnt oft von innen.
Im Angesicht der möglichen Bodeninvasion steht umso mehr die oben
erwähnte  Bewaffnung  der  gesamten  Bevölkerung  auf  der
Tagesordnung, hier muss dafür gekämpft werden, dass explizit auch
Frauen und ethnische und religiöse Minderheiten gleichberechtigt an
der Waffe ausgebildet werden und das Recht haben, innerhalb der
Armee eigene Selbstschutzeinheiten zu bilden. Allgemein muss im
Fall  einer  Bodenoffensive  in  erster  Linie  ein  Fokus  auf  die
Rückschlagung  der  imperialistischen  Invasion  gelegt  werden.



Das sind alles extrem gefährliche Aufgaben, im Kontext einer zerstörten und
ermordeten Linken.

Im Westen müssen wir  die Kräfte des iranischen Widerstands gegen die
Islamische  Republik  unterstützen,  gerade  wenn wir  den  Iran  gegen  den
Angriff  Trumps  verteidigen,  um  diese  gleichzeitig  nicht  dem  Regime
auszuliefern. Die Strategie einer revolutionären linken Bewegung muss die
strategischen Ziele der bestmöglichen Verteidigung des Landes, Stärkung
der unabhängigen Organisierung der Arbeiter:innen, Kleinbürger:innen und
Soldat:innen,  die  Vorbereitung  des  Sturzes  des  Mullah-Regimes  und  der
iranischen  Bourgeoisie  und  ihre  Ersetzung  durch  eine  revolutionäre
Arbeiter:innenregierung haben. Wir hoffen in diesem Text in Ansätzen eine
Perspektive dafür aufgezeigt zu haben.

ihttps://www.reuters.com/business/media-telecom/us-intelligence-says-iran-g
overnment-is-not-risk-collapse-say-sources-2026-03-11/

iihttps://www.tagesschau.de/ausland/iran-krieg-angriffe-raffinerien-golfstaate
n-100.html

iiihttps://www.telepolis.de/article/Brennende-Oeltanks-vergiftetes-Land-die-st
ille-Katastrophe-im-Iran-11212000.html

ivhttps://www.amnesty.org/en/latest/news/2026/03/usa-iran-those-responsible
-for-deadly-and-unlawful-us-strike-on-school-that-killed-over-100-children-
must-be-held-accountable/

vhttps://www.moment.at/story/iran-krieg-politische-gefangene/

vihttps://www.atlanticcouncil.org/blogs/africasource/the-us-is-re-engaging-wit
h-libya-and-its-the-right-call/
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Hände  weg  vom  Iran  –  Israel
muss den Krieg verlieren!
von Urs Hecker, Juni 2025 – 9 Minuten Lesezeit

Aktuelle Lage

In der Nacht vom 12. auf den 13. Juni hat Israel den Iran massiv angegriffen
und greift ihn weiter an. Vor allem trifft es dabei Zivilist:innen und zuletzt
auch ein Krankenhaus, zusätzlich dazu iranische Offiziere, Wissenschaftler
und  Atomanlagen.  Grund  für  den  unvermittelten  Angriff,  kurz  bevor
Verhandlungen  um  das  iranische  Atomprogramm  angesetzt  waren,  sei
angeblich,  dass  der  Iran,  mal  wieder,  kurz  davor  stand,  Atomwaffen  zu
entwickeln. Nur steht der Iran laut Israel seit über 25 Jahren „kurz davor“.
Eine  Atombombe,  geschweige  denn  Beweise  dafür,  dass  überhaupt  eine
entwickelt wird, liegen aber nicht vor. Israel bleibt die einzige Atommacht
der Region. Auf die Angriffe Israels reagiert der Iran mit Gegenschlägen, die
zwar nicht mit der israelischen Gewalt vergleichbar sind, aber es wiederholt
geschafft  haben,  den „Iron Dome“ zu durchbrechen.  Unterdessen begeht
Israel  weiterhin  seinen  Genozid  in  Gaza,  weiterhin  droht  eine
Hungerkatastrophe,  weiterhin  werden  täglich  Massaker  an  der
palästinensischen Bevölkerung verübt. Zuletzt schossen israelische Panzer in
Khan Yunis wieder auf eine Essensausgabe und verletzten so über 700 (!)
Menschen, über 50 Menschen wurden ermordet.

Umso  perfider  ist  dabei  die  Haltung  der  USA,  Deutschlands  und  der
restlichen westlichen Imperialisten. Wurde vor einigen Wochen Israel noch
vorsichtig  „kritisiert“,  in  einem  durchschaubaren  Versuch,  das  eigene
Gesicht zu wahren, so wird sich jetzt auch wieder offiziell bedingungslos an
die Seite des Apartheidstaates gestellt.  Die offizielle Propaganda erreicht
dabei  eine  absurde  Entfernung  von  der  offensichtlichen  Wahrheit.  Nach
einem unvermittelten Angriff auf einen anderen Staat wird in der Erklärung
der G7 das „Selbstverteidigungsrecht“ Israels betont und der Iran als „die
Hauptquelle regionaler Instabilität und des Terrors“ bezeichnet. Die USA, in
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Person  von  Präsident  Trump,  drohen  dabei  offen  der  iranischen
Zivilbevölkerung  und  fordern  diese  auf,  die  Hauptstadt  Teheran,  eine
Metropolregion  mit  15  Millionen  Einwohner:innen,  zu  verlassen.

Israel

Die  Beweggründe  Israels  liegen  bei  dem  Angriff  wohl  nicht  bei  der
vorgeschobenen Lüge, dass der Iran eine Atombombe baue, um Israel zu
vernichten, sondern vielmehr darin, eine Normalisierung der Beziehungen
zwischen  Teheran  und  den  westlichen  Imperialisten  zu  verhindern.  Die
Regierung Netanjahu sieht sich dank der westlichen Unterstützung aktuell in
der Lage, das Ziel der endgültigen Ausbreitung des israelischen Siedlerstaats
vom Jordan bis zum Mittelmeer umzusetzen und sich durch Genozid und
Vertreibung  die  palästinensische  Frage  vom  Hals  zu  schaffen.  In  einer
möglichen Normalisierung der  Verhältnisse  mit  dem Iran sehen sie  eine
Gefahr für dieses Ziel.
Die westlichen Imperialisten teilen nämlich nicht das Ziel eines Genozids am
palästinensischen Volk, sondern wollen in erster Linie eine Stabilisierung des
Nahen Ostens in ihrem imperialistischen Interesse. Eine Normalisierung mit
dem Iran könnte dazu führen, so befürchtet Israel, dass sie es dazu zwingen,
seinen Genozid – um dieser Stabilisierung willen – abzubrechen. Mit dem
Angriff Israels ist es diesem nun gelungen, die westlichen Imperialisten ein
weiteres Mal hinter sich zu vereinen und den Genozid ungestört fortzusetzen.
Auch innenpolitisch konnte die rechte Regierung in Israel durch den Angriff
an Boden gewinnen, nachdem sie zuletzt durch das liberal-zionistische Lager
und Angehörige der Geiseln unter Druck geraten war. Aber hier zeigt sich
wieder der durchweg reaktionäre Charakter des Zionismus, auch in seiner
liberalen Spielart, wo am Ende die Unterstützung für die „nationale Sache“
immer über politischen Differenzen zur aktuellen Regierung gestellt wird.

USA und EU

Andererseits  wird  hier  aber  auch  die  Rolle  Israels  als  schießwütiger
Hilfspolizist  der  westlich-imperialistischen  Weltordnung  deutlich.  Israel
greift an, doch Donald Trump ist es, der dem Iran die Bedingungen für einen
möglichen Waffenstillstand diktieren will.



Hat der Westen also zunächst auf Verhandlungen mit dem Iran gesetzt, so
nutzt er nun den Angriff Israels, dessen militärische Überlegenheit (für die er
selbst täglich sorgt), sowie seine eigenen Drohungen gegen den Iran, um
dem Iran immer drakonischere Bedingungen zu diktieren. Wenn Israel den
Iran  also  angreift,  so  schafft  es  in  den  Augen  des  Westens  Fakten  für
kommende  Verhandlungen  und  schwächt  den  Iran  weiter,  um ihm noch
härtere  Zugeständnisse  an  die  westlichen  Imperialisten  aufzwingen  zu
können. Sogar die Forderung nach einem Regime Change im Iran wird offen
ausgesprochen. Wenn Friedrich Merz also sagt, dass Israel für „uns“ die
„Drecksarbeit“ erledigt, so ist das vom Standpunkt des deutschen Kapitals
durchaus richtig.
Es ist  also nur folgerichtig aus westlicher Sicht,  Israel  bedingungslos  in
seinem Krieg zu unterstützen. Über Jahrzehnte wurde und wird der kleine
Siedlerstaat  wirtschaftlich  wie  militärisch  hochgerüstet,  um  die
imperialistische Ordnung im Nahen Osten aufrecht-erhalten und die Völker
der  Region,  sollte  sich  Widerstand  regen,  mit  Terror  zu  überziehen.  So
überrascht es auch nicht, dass Deutschland und die USA im Vorhinein über
die  Angriffe  informiert  wurden  und  die  leise  Kritik,  die  davor  an  Israel
geäußert wurde, wieder verstummt. Auch die Imperialisten, die Israel davor
weniger  stark  unterstützten,  wie  z.  B.  Frankreich,  schließen  die  Reihen
hinter  dem zionistischen Terrorstaat.  Dabei  kann nicht  oft  genug betont
werden, dass Israel nur durch die westliche Unterstützung überhaupt in der
Lage ist, den Genozid in Gaza zu verüben und die Länder des Nahen Ostens
ohne Furcht vor ernsthaften Konsequenzen anzugreifen.
Das Abhängigkeitsverhältnis  ist  klar:  Ohne westliche Unterstützung wäre
dem zionistischen Terror schnell ein Ende bereitet.

Arabische Despoten

Neben dem westlichen Imperialismus erhält Israel auch Unterstützung durch
die Despoten und Tyrannen der  arabischen Welt,  die  im Bunde mit  den
westlichen Imperialisten ihre Völker unterdrücken. So hat Bonaparte Sisi in
Ägypten Hunderte Aktivist:innen des Global March to Gaza verhaften lassen
und  hält  zusammen  mit  Israel  weiter  die  Blockade  des  Gazastreifens
aufrecht. Aber auch die Könige von Saudi-Arabien, Jordanien und Marokko



stützen den israelischen Terrorstaat. Dabei versuchen sie durch inszenierte
Proteste  oder  konsequenzloses  pro-palästinensisches Gerede ihre eigenen
Arbeiter:innenklassen und Unterdrückten ruhig zu halten, die einen hohen
Grad an Solidarität mit dem palästinensischen Volk zeigen.
Mit  dem Ausbruch des Krieges zwischen Israel  und dem Iran fahren sie
genau diese Linie weiter: In Worten wird der Angriff Israels verurteilt und
vor einem Flächenbrand gewarnt, in Taten wird der Zionismus unterstützt,
wenn Jordanien zum Beispiel iranische Drohnen abfängt. Die Unterstützung
der arabischen Despoten ist zentral für Israel, da die von ihnen beherrschten
Arbeiter:innenklassen und Unterdrückten die tatsächliche Macht hätten, den
Genozid aufzuhalten und den Zionismus zu stürzen.

Im Iran

Der israelische Angriff kommt für das iranische Regime in einem Moment der
eigenen Schwäche. Westliche Sanktionen schaden seit Jahren massiv seiner
Wirtschaft; Verbündete des Landes wie der Diktator Assad und die Hisbollah
erlitten empfindliche Niederlagen – Niederlagen, vor denen sie das iranische
Regime  nicht  schützen  konnte.  Auch  im  Inneren  steht  das  Regime  auf
wackeligen Beinen: Spätestens seit der Revolte von 2022/23 sind seine Tage
gezählt,  große  Teile  der  Jugend  lehnen  es  offen  ab,  und  auch  in  den
unterdrückten Nationen (Ostkurdistan, Balochistan) hat sich der Widerstand
verankert.  In dieser Situation der Instabilität und der Krise sah sich das
Regime gezwungen, zunehmend auf eine Normalisierung mit dem Westen
und eine Rücknahme der Sanktionen zu setzen.  Das ist  auch ein Grund,
warum es sich zwar rhetorisch für die palästinensische Sache stark gemacht
und große Töne gespuckt hat, aber der israelischen Aggression im Libanon
und dem Genozid in Gaza nur symbolische Gegenschläge entgegenzusetzen
hatte, was sich erst mit dem Angriff auf die iranische Führung selbst änderte.
Die Hoffnungen, die die Führung des palästinensischen Widerstands in den
Iran  setzte,  enttäuschte  das  Mullah-Regime  –  und  musste  es  auch
en t täuschen ,  da  e s  l e t z t end l i ch  anhand  se iner  e igenen
Regionalmachtsambitionen Politik macht und die Solidarität  mit  Palästina
dafür  nur  ein  Mittel  zum Zweck ist.  Die  aktuellen  Angriffe  haben diese
Schwäche des Regimes abermals offenbart: Seine Luftabwehr war nicht in



der Lage zu verhindern, dass israelische Kampfjets Teheran bombardieren,
während es dem Mossad möglich war, den Iran großflächig zu infiltrieren.
Die  Konsequenz  der  israelischen  Angriffe  sind  Hunderte  Tote  und  die
Erkenntnis, dass das Regime seine Bevölkerung nicht vor dem zionistischen
Terror schützen kann.
Es muss aber auch klar sein, dass ein israelisch-westlicher Sieg dem Iran
niemals Freiheit bringen kann. Israel führt, unterstützt durch den Westen,
einen  reaktionären  Krieg,  um seinen  Genozid  in  Palästina  fortsetzen  zu
können und den Iran den westlichen Imperialisten  zu  unterwerfen.  Eine
Unterjochung  des  Irans  hätte  nicht  die  Freiheit  der  iranischen
Arbeiter:innen,  der  Frauen  oder  der  unterdrückten  Nationen  zur  Folge,
sondern  nur  ihre  weitere  Ausbeutung  und  Unterdrückung.  Der  Angriff
Israels, der jetzt schon die Leben von Hunderten iranischen Zivilist:innen
forderte,  muss  also  entschieden  abgelehnt  werden.  Große  Teile  der
iranischen Zivilgesellschaft und der Diaspora tun dies bereits. Das iranische
Volk  hat  das  Recht,  sich  gegen  die  zionistische  und  imperialistische
Aggression zu verteidigen – Israel muss diesen Krieg verlieren! Im Kampf für
die Niederlage des Zionismus dürfen wir das iranische Regime aber nicht
schonen,  das  sein  eigenes  Volk  unterdrückt  und  nicht  in  der  Lage  ist,
effektiven  Widerstand  gegen  den  Imperialismus  und  seinen  zionistischen
Gendarm zu leisten.

Kampf dem Zionismus und Imperialismus!

Der  Kampf  gegen  den  Zionismus  kann  nämlich  nicht  primär  militärisch
gewonnen  werden.  Solange  Israel  durch  die  westlichen  Imperialisten
hochgerüstet wird, solange die arabischen Despoten den Zionismus stützen,
kann  es  die  Völker  der  Region  weiter  ohne  Konsequenzen  mit  Terror
überziehen. Den Arbeiter:innen und Unterdrückten in der Region und der
Arbeiter:innenklasse  im  Westen  kommt  deshalb  in  diesem  Krieg  eine
Schlüsselrolle  zu.
Es  sind  die  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten  des  Nahen  Ostens  und
Westasiens, die die Macht haben, ihre Despoten zu stürzen. Die Wut gegen
die  Despoten  und  ihre  Unterstützung  des  Genozids  wächst;  ein  neuer
Arabischer Frühling könnte eine neue revolutionäre Welle  in  der  Region



auslösen  und  dem  Zionismus,  der  Festung  des  Imperialismus  und  der
Reaktion in der Region, den Kampf ansagen.
Aber auch die Arbeiter:innenklasse und die Solidaritätsbewegung hier im
Westen spielt eine wichtige Rolle. Wir müssen den Kampf gegen den Genozid
mit dem Kampf gegen den Angriff auf den Iran verbinden, ohne dabei das
Regime im Iran zu beschönigen! Ziel muss sein, jegliche militärische und
ökonomische Unterstützung für den zionistischen Terrorstaat zu brechen!
Das  heißt  den  sofortigen  Stopp  aller  Waffenlieferungen  –  Kappen  aller
ökonomischen und institutionellen Verbindungen!

Hände weg vom Iran! Stoppt die zionistischen Angriffe! Israel raus aus Syrien
und dem Libanon!
Rücknahme aller Sanktionen gegen den Iran!
Sofortiger  Stopp der  Bombardements  und der  Angriffe  der  IDF in  Gaza!
Rückzug der  israelischen Armee aus  Gaza und Westbank,  Aufhebung der
Blockade!
Stopp der Kriminalisierung der Palästina-Solidaritätsbewegung! Nein zu allen
Abschiebungen von Aktivist:innen, Aufhebung aller Verbote palästinensischer
Organisationen!
Keine  Waffen  für  den  Genozid!  Unterstützung  der  BDS-Kampagne  und
Durchsetzung eines Boykotts Israels durch die Arbeiter:innenbewegung und
die Gewerkschaften!
Sieg dem palästinensischen Widerstand!
Für ein vereinigtes, säkulares, sozialistisches Palästina mit gleichen Rechten
für alle als Teil einer sozialistischen Föderation des Nahen Ostens!

Israels Aggression in der Schule
entgegenstellen!
Von Flo Weitling, 1. Oktober 2024
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Seit  dem brutalen Terror der Pager-Anschläge auf den Libanon vor zwei
Wochen,  eskaliert  Israel  den  Krieg  gegen die  libanesischen Bevölkerung
immer weiter. In den letzten Tagen wurden durch die Bomben der IDF mehr
als tausend Menschen ermordet, mehr als eine Million sind auf der Flucht.
Heute Nacht erst begann Israel mit einer Bodeninvasion die noch weiteres
Elend mit sich bringen wird!

Die brutalen Bilder, die man in den sozialen Medien sieht, die Zunahme von
Toten  und  Vertriebenen  reißen  uns  alle  mit  und  wir  verspüren  eine
unendliche Trauer und Wut und viele fühlen sich unfähig dazu, irgendetwas
dagegen zu unternehmen. Doch das muss nicht so sein! Wir können mehr
schaffen, als wir vielleicht erst denken!

Was tun?
Dein erster Impuls, wenn du dir überlegst, was du als nächstes tun kannst,
ist vielleicht auf Instagram oder TikTok etwas zu posten, um zu zeigen, dass
du dich mit den Menschen im Libanon, Gaza, der Westbank und auch in
Jordanien und im Yemen solidarisierst.  So weit  so  gut,  doch auch wenn
Aufmerksamkeit  auf  dass  Thema wichtig  ist,  um z.B.  die  Grundlage  für
Diskussionen  zu  legen  und  Klarheit  gegenüber  der  Propaganda  der
Herrschenden  zu  schaffen,  wird  dass  alleine  nicht  reichen.

Am  nächsten  Tag  in  der  Schule  tauschst  du  dich  dazu  mit  deinen
Mitschüler:innen  aus  und  deine  Lehrer:innen  machen  Kommentare  im
Unterricht, auf dem Pausenhof gibt es vielleicht sogar Diskussionen über die
derzeitige  Situation.  Die  meisten  sind  wahrscheinlich  bestürzt  von  dem
Terror und der Gewalt, haben vielleicht sogar Angst um ihre eigene Familie
oder fühlen sich stark verunsichert in einer Welt, in der immer mehr Kriege
stattfinden. Auch wenn sich nicht alle gegen den Krieg stellen werden, gibt
es dir genau da einen Anhaltspunkt, um etwas zu verändern.

Denn selbst wenn die Gespräche mit deinen Mitschüler:innen dir vielleicht
nicht  als  wichtig  erscheinen  oder  als  könnten  sie  irgendwas  bewirken,
tausende  Jugendliche  werden  genau  die  selben  Gespräche  mit  ihren
Mitschüler:innen führen, werden sich genauso hilflos fühlen, werden sich



auch fragen, wie man vielleicht doch etwas machen kann.

Wir alle müssen jeden Tag dorthin gehen, wo das kapitalistische System
unseren  aktuellen  Platz  sieht,  sei  es  die  Schule,  die  Universität,  die
Ausbildungs- oder Arbeitsstelle. Nicht nur wir selber, auch die Menschen um
uns herum sind dazu gezwungen, sich dort aufzuhalten. Das klingt vielleicht
unnötig  überhaupt  anzumerken,  doch  in  dieser  Realität  liegt  enormes
Potenzial.  Denn indem wir  uns dort  eh aufhalten müssen,  bieten unsere
Alltagsorte die Möglichkeit uns direkt zu vernetzten, in Kontakt zu kommen
mit Menschen über die Probleme in der Welt, wie z.B. dem Genozid in Gaza
und die Aggression im Libanon. Und auch darüber zu sprechen, wie wir doch
etwas verändern können! Dabei kannst du deine Mitmenschen von deiner
Position überzeugen und von dort aus lokale Probleme aufgreifen. Vielleicht
unterstützen deine Lehrer:innen den Terror der israelischen Armee oder die
Schulleitung  verbietet,  dass  du  dich  mit  den  Opfern  des  Genozids
solidarisierst  oder  sogar  einfach  das  Tragen  einer  Kufiya.  All  das  sind
Sachen, gegen die man sich vor Ort zusammen tun kann, gegen die man
ankämpfen kann!

Das geht natürlich nicht immer leicht und reibungslos. Meist fühlt man sich
auch  erst  einmal  alleine  mit  seiner  Meinung und  denkt  die  ganze  Welt
arbeitet gegen einen. Aber durch das Verteilen von Flyern, das Aufhängen
einer Wandzeitung oder eines Banners, kannst du herausfinden, wer alles
deine Ansichten teilt. Lädst du gleich noch zu einem Treffen ein, und sei es
einfach nur in der ersten großen Pause am Basketballkorb, kannst du direkt
mit den Menschen darüber reden, wie ihr gegen die Probleme an der eigenen
Schule vorgehen könnt.

Doch worin liegt da jetzt Potenzial?
Die Frage ist natürlich berechtigt, weil niemand wird die isrealische Armee
durch den Kampf gegen das Kuffiya-Verbot oder einen rassistischen Lehrer
an deiner Schule direkt stoppen. Doch was man durch diese lokalen Kämpfe
schafft, ist es, sich zusammenzufinden. In einer Welt in der uns beigebracht
wird, wir wären alleine.



Wenn ihr euch nämlich gemeinsam an eurer Schule in einer Gruppe oder
Komitee  organisiert,  könnt  ihr  euch  nicht  nur  gegen  die  Strafen  der
Lehrerkräfte und Schulleitungen wehren und was an eurer eigenen Schule
reißen, sondern schafft damit eine Kraft, die einen Teil dazu beitragen kann,
grundlegend  etwas  zu  verändern,  indem  ihr  voneinander  lernt  und
unpolitisierte Menschen gewinnt. Denn wenn ihr diese Gruppen habt, könnt
ihr  gleich  gemeinsam  zu  der  nächsten  Solidaritätskundgebung  oder
Demonstration gehen, oder wenn es bei euch in der Stadt keine gibt, diese
selber organisieren!

Wenn  ihr  dann  noch  eure  Freund:innen  an  anderen  Schulen  überzeugt
dasselbe zu tun, schafft ihr eine Verankerung, eine Struktur, um noch mehr
zu erreichen. Darüber hinaus kann man sich vernetzten und bei der nächsten
Aktion gegen Ungerechtigkeit an der eigenen Schule, die anderen gleich mit
einladen. So baut man, langsam aber sicher, immer mehr Druck auf.

Doch auch wenn dass schon ein guter Schritt ist, wird die Vernetzung von ein
paar Schulen leider auch nichts Gravierendes bewirken. Viel mehr müssen
wir dafür eintreten, dass die Jugend im ganzen Land sich zusammentut und
an ihren Schule gegen die Probleme vor Ort eintritt und so eine bundesweite
Struktur schafft, die sich gegen die Ungerechtigkeit insgesamt wehren kann.

Wenn wir dann aber weiter gehen wollen, brauch es in der Tat noch mehr als
nur die Vernetzung. Es braucht einen Plan. Eine Strategie, wie man mit den
Komitees an den Schulen sich verbünden kann mit den Student:innen und
Arbeiter:innen, welche in der Zwischenzeit hoffentlich dasselbe getan haben.
Wenn nicht, ist es an uns auch diese anzustoßen sich zusammenzutun! Wir
müssen dabei schauen, über welche Hebel wir etwas erreichen können, denn
die Welt ist international vernetzt und auch wenn der Krieg weit weg scheint,
hängt dieser mehr mit der deutschen Wirtschaft und ihrem Staat zusammen,
als man denkt.

Deutsche Waffen Deutsches Geld
Die BRD ist einer der größten Waffenlieferanten für die israelische Armee
und  unterstützt  die  zionistische  Besatzung  auch  darüber  hinaus  durch



Vertuschung  und  Rückendeckung  für  Israels  Taten,  indem  sie  versucht,
Protest hier niederzuhalten und Protestierende zu diffamieren, einzusperren
und zu terrorisieren. Das zeigten uns erst jüngst die Hausdurchsuchungen,
Angriffe auf Demonstrationen und Grenzkontrollen von Aktivist:innen.

Wenn wir uns gegen diese Unterstützung der BRD für Israel, gegen ihre
Angriffe auf unsere Bewegung, stellen und durch Streiks den Druck auf die
Regierung erhöhen, können wir es schaffen diese Unterstützung zu brechen.
Können wir die Regierung, wenn sie auf unsere Forderungen nicht eingeht,
durch Blockaden und Besetzungen zum Bruch zu zwingen! Somit schaffen
wir es dann, der Kriegsmaschinerie Israels einen herben Schlag zu verpassen
und potentiell die libanesischen und palästinensischen Menschen vor Ort vor
dem  Tod  durch  die  Bomben  der  IOF  zu  schützen!  So  können  wir  den
Widerstand  gegen  Angriffskrieg  und  Besatzung  stärken,  und  einen
strategischen  Sieg  gegen  einen  der  engsten  Verbündeten  Israels  erringen!

Es mag so wirken als wäre das in unendlich weiter ferne und wir wollen euch
nicht belügen, der Weg ist nicht leicht und er wird steinig sein. Gleichzeitig
sind  wir  aber  davon  überzeugt,  wenn  wir  ihn  mutig  und  entschlossen
beschreiten, diese notwendigen Schritte hier gehen, dann können wir ihn
erfolgreich beschreiten, dann können wir siegen!

International oder gar nicht!
Natürlich hast du Recht, wenn du jetzt sagst, dass selbst dieser Sieg, das
Wegfallen der Unterstützung Deutschlands, Israel nicht stoppen wird. Es ist,
und das muss uns klar sein,  von Anfang an notwendig,  uns mit  unseren
Geschwistern auf der ganzen Welt über Grenzen hinweg zusammenzutun und
den Kampf gemeinsam zu führen! Doch wenn wir dass tun, ist es nicht nur
möglich  unser  Ziel  zu  erreichen  Israel  zu  stoppen  und  den  Genozid  zu
beenden. Wir kommen auch einen entscheidenden Schritt näher daran, die
Herrschenden aller Länder zu stürzen und den Weg zu ebnen für eine Welt,
in der es nie wieder Kriege, nie wieder Genozide gibt! In der wir nicht mehr
geknechtet  werden,  in  der  niemand  mehr  geknechtet  wird!  In  der  die
Ausgebeuteten und Unterdrückten das Sagen haben und die Gesellschaft
nach den Wünschen aller und nicht den Profiten weniger gestaltet wird!



Das alles klingt sehr viel, das ist uns wohl bewusst, doch soll es dir auch erst
mal nur die Richtung zeigen. Das wichtigste ist es, dass wir jetzt anfangen
und darauf hinarbeiten, diese Möglichkeiten zur Realität werden zu lassen!
Wir  verstehen  voll  und  ganz,  dass  die  ersten  Schritte  das  anzugehen
schwierig sind. Deswegen wollen wir dich unterstützen genau dass zu tun!
Schreib uns dafür einfach eine Nachricht und lass uns darüber reden, wie du
dich  an  deiner  Schule  und  wir  uns  gemeinsam  für  eine  bessere  Welt
organisieren können!

Eurovision Song Contest 2024 –
United by Genocide?
von Leonie Schmidt, Mai 2024, zuerst veröffentlicht in der Infomail 1254 der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Gestern Abend fand in Malmö das Finale des 68. Eurovision Song Contest
unter dem Motto „United by Music“ statt.  Überschattet war es, völlig zu
Recht,  von  verschiedenen  Protesten  gegen  die  Teilnahme  Israels  und
Boykottaufrufen.  In  den  letzten  Jahren  hat  sich  das  Schauen  des  ESCs
besonders  bei  einem  jüngeren  und  queeren  Publikum  zu  einem  festen
kulturellen Bestandteil gemausert. Jährlich schalten für das Finale um die
162  Mio.  Menschen  weltweit  ein.  In  diesem  Artikel  wollen  wir  die
verschiedenen Aktionen, Vorfälle und Proteste näher beleuchten und auch
auf die kulturelle Bedeutung des ESC eingehen.

Der ESC ist nicht unpolitisch!
Die erste Frage, die sich stellt, ist für viele sicher erst einmal, warum Israel
überhaupt beim ESC teilnehmen darf. Immerhin liegt es nicht in Europa und
begeht gerade einen Genozid in Gaza. Das lässt sich damit erklären, dass es
Teil der Europäische Rundfunkunion (EBU) ist. Tatsächlich sind nicht nur
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europäische Staaten und ihre Sender vertreten, jedoch ist Israel historisch
gesehen das erste Land, was außerhalb der EU liegt und beim ESC antrat.
Allerdings  könnte  man  ja  meinen,  dass  die  EBU  Kriegsverbrechen
sanktioniert,  immerhin  wurde  Russland  nach  dem  Angriffskrieg  auf  die
Ukraine auch ausgeschlossen. Doch diese Doppelmoral erklärt die EBU mit
dem Verhältnis des russischen und israelischen Senders zu ihrer jeweiligen
Regierung. Beim israelischen Sender KAN bestünden keine Verletzungen der
Werte  des  öffentlich-rechtlichen  Rundfunks.  Seltsam  in  Anbetracht  der
Tatsache, dass auf X (vormals Twitter) Videos kursieren, auf denen zu sehen
ist, wie der Sender KAN seinen Namen auf Panzergranaten schreiben lässt,
die dann nach Gaza geschickt werden. So scheint es sich ja doch um eine
kriegstreiberische Rundfunkanstalt zu handeln.

Vor  allem  aber  möchte  sich  die  EBU  darauf  ausruhen,  dass  der  ESC
unpolitisch  sei.  Das  gelte  selbstverständlich  auch  für  die  israelische
Kandidatin Eden Golan, die ihren ESC-Song „October Rain“ in „Hurricane“
abändern  musste.  Doch  beugen  wollte  sich  Israel  anfangs  nicht  direkt,
ursprünglich wollte es die Teilnahme absagen, wenn das Lied abgeändert
werden  müsste.  Letztendlich  trat  Golan  doch  an,  zu  symbolisch  sei  der
Auftritt beim ESC. Doch davon sollte man sich nicht täuschen lassen: Es
handelt sich immer noch um dasselbe Lied, welches inspiriert ist von den
Folgen des Angriffs  der Hamas für die Israelis  im Oktober 2023 und in
diesem Kontext  auch  als  Propaganda  für  den  Krieg  in  Gaza  gegen  die
Palästinenser:innen verstanden werden muss. Interessanterweise gibt es im
Allgemeinen gerade in Israel eine Welle an Propagandasongs von jungen
Künstler:innen, vornehmlich aus dem Bereich Hip-Hop, die den Krieg in Gaza
und auch den Genozid glorifizieren und so IDF-Soldat:innen und die gesamte
Bevölkerung bei der Fahnenstange halten sollen. Ein Beispiel ist der Song
„Harbu Darbu“ von Ness und Stilla, die Zeilen wie „Wait for it to rain on you,
whores. Every bad person comes for his punishment in the end“ (Deutsch:
„Wartet, bis es auf euch regnet, Huren. Jeder schlechte Mensch kommt am
Ende für seine Strafe auf“) beinhalten. Das Lied von Eden Golan ist zwar
sicher nicht derart vulgär und gewaltverherrlichend, doch es muss dennoch
als Inszenierung der Opferrolle des israelischen Staats verstanden werden.
Schließlich ist es ein sehr emotionales Lied, was den Anschein erweckt, dass



nicht gerade 35 Tausend Palästinenser:innen in Gaza durch die Hand des
israelischen  Militärs  ermordet  worden  wären,  zumal  Eden  Golan  bereits
angekündigt hat, nach ihrem ESC-Auftritt der IDF beizutreten.

Der diesjährige ESC wurde im Übrigen auch von einer israelischen Firma
massiv gesponsert: Moroccanoil. Die Haarpflegeprodukte, die sie produziert,
werden auch teilweise in besetzten palästinensischen Gebieten hergestellt.
Sie profitiert also direkt von der Apartheid, und indem sie Teil des ESCs ist,
erhält sie mehr Reichweite, Kredibilität und kann so noch mehr Produkte
verkaufen.

Es ist auch nicht das erste Mal, dass Israel die Teilnahme beim ESC nutzt,
um sich und seine Apartheid gegenüber Palästina in ein besseres Licht zu
rücken. 2019 konnte es sich bereits als unfassbar queerfreundliches Land
inszenieren, was, wie wir in diesem Artikel näher ausgeführt haben, nicht der
Realität entspricht. Auch der US-amerikanische Sender CNN bestätigt die
Softpower,  die  durch  die  Teilnahme  am  ESC  aufgebaut  werden  kann,
besonders  für  Länder,  die  Menschenrechtsverletzungen  begehen.  Der
israelische  Staatspräsident  Jitzchak  Herzog  unterstreicht  ebenso  die
Beweggründe,  die hinter der Teilnahme stecken,  wie die Times of  Israel
berichtete: Eine Teilnahme Israels an dem Wettbewerb sei wichtig für das
Land und  auch  ein  Statement.  Es  gebe  Juden-/Jüdinnenhasser:innen,  die
versuchten, Israel von jeder Bühne zu vertreiben. Selbstverständlich geht es
hier nicht wirklich um Antisemitismus, aber mit dieser Behauptung kann sich
Israel eben wieder besser als Staat inszenieren, der ein Recht darauf hat,
sich  gegen  Angriffe  zur  Wehr  zu  setzen,  um  seine  proimperialistischen
Absichten zu verschleiern. Den Beweis für diese These lieferte Israel gleich
selbst: Während Eden Golan schmerzerfüllt in Malmö ihre Ballade trällerte,
bombardierte die IDF den Gazastreifen, schoss auf einen Krankenwagen, der
gerade verletzte Palästinenser:innen transportierte.

Der  ESC ist  also  alles  andere  als  unpolitisch.  Auch wenn man sich  das
Abstimmungsverhalten  der  Vergangenheit  anschaut,  offenbart  sich,  dass
„politische  Spannungen“  keinen  unwichtigen  Einfluss  haben  und  selten
Punkte an Länder gehen, mit denen das jeweilige Land aus politischen oder
kulturellen  Gründen  im  Zwist  bzw.  in  Konkurrenz  steht.  Beispielsweise
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erhielt  Großbritannien  2021  0  Punkte  sowohl  von  der  Jury  als  auch
Zuschauer:innen  als  Reaktion  auf  den  Brexit.   Auch  hinsichtlich  des
europäischen  Imperialismus  stellt  es  keinen  unwichtigen  Aspekt  dar.
Immerhin wurde der ESC 1956 gegründet, um die Einheit der teilnehmenden
Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg zu fördern. Dahinter steht auch die Idee
eines  vereinten  Europas  als  Wertegemeinschaft,  welches  dieselben
(imperialistischen) Interessen vertritt. Genau genommen sind das natürlich
die  der  imperialistischen  Kernzentren  Deutschland  und Frankreich,  auch
wenn ihre Macht innerhalb der EU und des imperialistischen Weltsystems am
Bröckeln  ist.  In  dem  Fall  des  diesjährigen  ESC  sollte  daher  ganz  klar
unterstrichen  werden,  dass  der  europäische  Imperialismus  hinter  Israel
steht. Selbstverständlich fördert der ESC auch nationalistische Gefühle durch
die  Konkurrenz  der  verschiedenen  Länder  und  Identifikation  mit  der
„eigenen“ künstlerischen Vertretung. In den letzten Jahren wurde das von
einem  queeren  Publikum  vermehrt  aufgebrochen:  Dadurch,  dass  offen
queere Personen antreten und die Show seit jeher extravagant ist, empfinden
viele auch abseits von nationalistischen Gefühlen Spaß an der Show.

Kein Sieg für Israel
Gewonnen hat Nemo, Vertretung der Schweiz, mit einem Lied über their
Nichtbinarität.  Dabei  waren die  Jurypunkte  entscheidend.  Zusätzlich  tritt
Nemo auch offen für einen Waffenstillstand in Gaza ein. Bei der Übergabe
der Auszeichnung sprach sich they unkonkret für Frieden aus.

Israel  hat  trotz  des  Versuchs,  viele  Leute  zu  motivieren,  für  Golan  zu
stimmen, nicht gewonnen. Immerhin. Der 5. Platz jedoch wurde ihr sicher.
Interessanterweise  waren  die  Jurypunkte  dabei  nicht  entscheidend,  auch
wenn  sich  Deutschland  und  Israel  gegenseitig  damit  beschenkten.
Stattdessen  waren  es  die  Televotes  der  Zuschauenden,  die  alle
zusammengerechnet  werden.  Israel  erhielt  hier  328 Stimmen,  12 Punkte
kamen  unter  anderem  aus  Deutschland.  Wären  also  nur  diese
ausschlaggebend,  hätte  Israel  tatsächlich  gewonnen.  Im  Kontext  der
Boykottaufrufe ist  es zwar nicht allzu verwunderlich,  immerhin haben so
Zionist:innen mehr Macht gehabt, wenn Fans, die für Palästina sind, gar



nicht erst abstimmen. An diesem Ergebnis zeigt sich aber auch, wie gut die
Propagandamasche und die Opferrolle ankommen. Aber es hätte eigentlich
gar nicht so weit kommen dürfen, dass der Apartheidstaat Israel solch einen
Auftritt hinlegen darf, um die Sympathien des TV-Publikums zu erheischen.

Gegenstimmen von Künstler:innen
Vor dem diesjährigen ESC hatten sich 2.000 Künstler:innen aus Schweden,
Finnland und Island gegen eine Teilnahme Israels ausgesprochen. Auch hat
die schwedische Gewinnerin des ESC 2023 Loreen verkündet, dass sie nicht
Eden Golan den Preis überreichen würde, hätte diese gewonnen. Statt die
vermeintliche politische Neutralität des ESC hinzunehmen, haben außerdem
einige  Künstler:innen,  die  am  ESC  teilnehmen  (sollten),  sich  gegen  die
unkommentierte  Teilnahme  Israels  ausgesprochen.  Während  einer
Pressekonferenz zeigten sich Bambi Thug, Irlands Kandidat:in, Joost Klein,
niederländischer  Kandidat  und  Marina  Satti,  Griechenlands  Vertreterin
wenig begeistert von Eden Golans Statements gegenüber der Presse. Des
Weiteren  unterzeichneten  einige  von  ihnen  einen  offenen  Brief,  der  für
Frieden, einen Waffenstillstand und die Freilassung aller Geiseln plädiert und
Israel  als  Apartheidstaat  bezeichnet.  Nemo,  Sieger:in  des  ESC  für  die
Schweiz,  unterschrieb  diesen  ebenfalls.  Auch  der  vormalige  schwedisch-
palästinensische ESC-Gewinner von 2011, Eric Saade, setzte ein Statement,
indem er bei der Eröffnung des Halbfinales eine Kufiya um sein Handgelenk
geschlungen trug. Auf Instagram teilte er mit, dass die EBU seinen Auftritt
nicht  geteilt  hatte,  er  aber  keinesfalls  schweigen  wolle,  wenn  Kinder
abgeschlachtet  werden,  unabhängig  davon,  wer  die  Täter:innen  seien.
Politische  Statements  und  Palästinafahnen  wurden  von  Seiten  der  EBU
untersagt,  das  Tragen  der  Kufiya  kann  dabei  allerdings  als  Grauzone
interpretiert  werden.  Auch  Bambi  Thug  trug  sie  während  eines
Presseinterviews,  they  durfte  aber  nicht  mit  Körperbemalung  in
mittelalterlicher-keltischer Schrift auftreten, die Freiheit für Palästina und
Waffenruhe  fordert.  Die  portugiesische  Vertreterin  Iolanda  zeigte  ihre
Palästinanägel  in  Kufiyamuster  beim  Finale,  bisher  ohne  weitere
Konsequenzen, außer, dass ihre Performance nicht auf Youtube hochgeladen
wurde  wie  alle  anderen  Songs,  sondern  stattdessen  ihr  Auftritt  vom



Halbfinale. Auch die italienische Vertreterin Angelina Mango setzte laut X ein
Zeichen, indem sie bei der Flaggenparade absichtlich die italienische Flagge
so mit ihrem Kleid kombinierte, dass es wie eine Palästinafahne aussah.

Konsequenzen scheint  es  aktuell  für  Joost  Klein zu geben.  Dieser wurde
ausgeschlossen,  wenig  ist  jedoch  bisher  bekannt.  Nachdem  er  von  der
israelischen  Delegation  massiv  bedrängt  wurde,  die  seine  toten  Eltern,
wegen welchen er überhaupt erst  am ESC teilnehmen wollte,  verhöhnte,
wurde nun spekuliert, dass er deswegen verbal ausfällig geworden sei. Es
wurden  polizeiliche  Ermittlungen  eingeleitet  und  der  niederländische
Broadcaster des Eurovision Song Contest, AVROTROS, schildert den Vorfall
wie folgt: Nach seinem Auftritt habe Joost mehrfach zu verstehen gegeben,
dass er nicht gefilmt werden möchte. Dem wurde von nicht nachgegangen,
trotz Wiederholung von Joosts Bitte. Daraufhin habe er sich in bedrohlicher
Gestik auf die Kamera einer schwedischen Kamerafrau zubewegt, mehr sei
jedoch nicht passiert. AVROTROS weigerte sich danach, die niederländischen
Punkte zu übermitteln, und bezeichnet den Ausschluss von Joost Klein als
völlig überzogen.

Es drängt sich jedenfalls das Gefühl auf, dass hier mit allen Mitteln versucht
wird,  die  Künstler:innen,  die  sich  kritisch  zur  Teilnahme Israels  äußern,
unter Druck zu setzen und ihnen notfalls die Plattform zu entziehen. Und das,
während es der israelischen Delegation erlaubt bleibt, in sozialen Medien zu
teilen, dass in ihrer Nähe kein/e Antisemit:in atmen dürfen solle, und Bambi
Thugs  Nichtbinarität  durch  den  Kommentator  des  israelischen
Übertragungssenders im Halbfinale  durch den Dreck zu ziehen (seltsam,
Israel ist wohl doch nicht so queerfreundlich?). Letzteres wird übrigens von
der EBU mittlerweile  als  Regelverstoß gewertet.  Er  ist  scheinbar jedoch
nicht gravierend genug für eine Disqualifikation. Es häufen sich außerdem
auch Berichte von kritischen Journalist:innen und anderen Teilnehmenden,
die aussagen, dass sie von der israelischen Delegation ungefragt gefilmt,
beleidigt und bedroht wurden.



Manipulation beim ESC?
Einen weiteren wichtigen Punkt stellen die Vorwürfe gegen verschiedene
Aspekte des Wettbewerbs dar. Auf X (vormals Twitter) wurde geteilt,  die
EBU habe die Buhrufe des Publikums bei Eden Golans Auftritt im Halbfinale
mit Applaus ersetzt. Obwohl im Stadion in Malmö die ablehnende Haltung
klar zu hören war und auch durch Handyaufnahmen nachzuprüfen ist, schien
es im Stream ganz anders: Hier erntete sie stattdessen tosenden Applaus.
Auch  der  deutsche  Vertreter  für  den  ESC aus  dem Jahr  2021,  Jendrik,
kritisierte  diese  Praxis  auf  X.  Beim  Finale  selbst  waren  die  Buhrufe
zumindest deutlich zu hören und wurden auch vom deutschen Kommentator
der Übertragung, Thorsten Schorn, aufgegriffen. Aber auch hier zeigen die
Aufnahmen aus dem Stadion eine ganz andere Geräuschkulisse als die, die
vor  dem  Fernseher  ankam.  Eine  solche  Manipulation  der  Reaktion  von
Zuschauer:innen ist nicht hinnehmbar und wird zu einem politischen Akt,
auch wenn es im Namen des vermeintlich Unpolitischen durchgesetzt wird.

Die Abstimmungen für die Teilnahme am Finale haben ebenso Spekulationen
nach sich gezogen. So veröffentlichte der italienische Broadcaster aufgrund
von technischen Fehlern die Abstimmungsergebnisse, was eigentlich nicht
erlaubt ist. Zuschauenden fiel auf, dass diese für Israel ungewöhnlich hoch
seien.  Auch  das  Televoting  im  Finale  verwirrte  einige  –  so  hätten  die
Zuschauenden aus Irland 10 Punkte für Israel verteilt. Gerade in Anbetracht
der irischen Kolonialgeschichte und des offenen Supports vieler Ir:innen für
Palästina wirkt das doch ein bisschen seltsam. Natürlich gibt es nicht nur in
Israel  Zionist:innen,  die  für  dieses Land abstimmen würden,  daher muss
nicht gleich von einer Manipulation ausgegangen werden.  Jedoch gab es
auch in der Vergangenheit Untersuchungen, das letzte Mal nach dem ESC
2022,  aufgrund  von  „Unregelmäßigkeiten  bei  der  Stimmabgabe“.
Aufzuklären ist das durch Spekulationen jedenfalls nicht, stattdessen sollten
die  Abstimmungsergebnisse  offengelegt  und  von  Arbeiter:innenorganen
überwacht  und  ausgewertet  werden,  um  eine  bessere  Transparenz
gewährleisten  zu  können.



Proteste
Doch auch außerhalb der Arena in Malmö kam es zu massiven Protesten.
Auch die Sektion Arbetarmakt der LFI war vor Ort. Laut schwedischer Polizei
strömten dabei in den vergangenen Tagen bis zu zwanzigtausend Menschen
durch die Straßen bei Demonstrationen in der schwedischen Stadt, darunter
auch Klimaaktivistin Greta Thunberg. Sie bezeichneten den ESC als Genocide
Song  Contest,  forderten  ein  freies  Palästina  und  einen  sofortigen
Waffenstillstand. Des Weiteren forderten sie den Boycott des ESC, als Teil
der  BDS-Kampagne  im  Bereich  des  kulturellen  Boykotts.  Durch  den
Aufschwung der Palästinasolidaritätsbewegung im Rahmen der weltweiten
Unibesetzungen  wurde  auch  dem  Gegenprotest  gegen  den  ESC  eine
besondere  Aufmerksamkeit  zuteil  und  viele  Leute  gingen  auf  die  Straße.

Daneben  gab  es  in  anderen  Ländern  Aktionen.  So  schalteten  belgische
Gewerkschaften beim Halbfinale am Ende und Anfang der Übertragung eine
Texttafel, die #Ceasefirenow und #StopGenocide beinhalteten. Das war nicht
abgesprochen mit dem Sender, der in Belgien den ESC übertrug, jedoch ist
das auch scheinbar nicht nötig.

Perspektive
Die  belgische  Gewerkschaft  kann  man  sich  jedenfalls  definitiv  in  dieser
Hinsicht zum Vorbild nehmen. Genau solche Aktionen wären unter anderem
notwendig, um eine noch größere Öffentlichkeit zu schaffen für den Genozid
in  Gaza,  die  Vorkommnisse  und  Zensur  beim  ESC  sowie  Doppelmoral
bezüglich  der  israelischen  Teilnahme.  Dafür  müssten  sich  die
Gewerkschaften in der Unterhaltungsbranche der teilnehmenden Länder und
die Arbeiter:innen dieser zusammentun, könnten auch zusammen mit den
Künstler:innen die Plattform des ESC nutzen, um ein Zeichen zu setzen und
die  israelische  Teilnahme  zu  blockieren,  wenn  die  EBU  hier  schon  mit
zweierlei Maß messen will. Im Zusammenhang mit gewerkschaftlicher Aktion
kann auch die Boykottkampagne sinnvoll sein. Ebenso wäre natürlich auch
eine  komplette  Bestreikung  des  ESCs  oder  die  Besetzung  der  Arena  in
Malmö eine Möglichkeit gewesen.



Grundsätzlich müssen die Strukturen des ESCs transformiert werden. Die
höheren Tiere der EBU haben bewiesen, dass sie durch ungerechtfertigte
Entscheidungen,  Ausschlüsse  und  Zensur  alles  versuchen,  den  Protest
verstummen  zu  lassen.  Ein  solcher  Song  Contest,  der  fair  und  für
Künstler:innen ein sicherer Ort ist, während imperialistische Staaten keine
Plattform für die Legitimierung ihrer Kriegsverbrechen erhalten, kann nur
durch Rätestrukturen von Arbeiter:innen, Zuschauenden und Künstler:innen
gewährleistet  werden!  Zusätzlich  kann  man  sich  überlegen,  ob  die
Zentrierung um die Herkunft  der antretenden Künstler:innen abgeschafft
werden  kann.  Aber  erstmal  ist  klar:  Der  ESC  darf  nicht  zum
Propagandamittel für den Genozid werden! Take back the ESC! Oder um es
mit den Worten von Bambie Thug zu sagen: „Fuck the EBU, we are what the
Eurovision is!“ (Deutsch: „Scheißt auf die EBU! Wir sind die Eurovision!“)

Queers  in  Palästina:  Ein  freies
Palästina  bedeutet  Befreiung
von jeglicher Unterdrückung
von  Leonie  Schmidt,  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  und  Revolution,  Fight!
Fight! März 2024

Achtung: In diesem Artikel werden teilweise rassistische und queerfeindliche
Argumente  wiedergegeben,  um  sie  widerlegen  zu  können.  Auch  wird
sexualisierte  und  koloniale  Gewalt  erwähnt.  (Die  Red.)

Queere Menschen gibt es überall auf der Welt – auch in Palästina. Und wie
überall  werden  sie  auch  gesellschaftlich  unterdrückt,  denn  die
Unterdrückung von queeren Personen spielt im Kapitalismus mitsamt seiner
patriarchalen  Strukturen  eine  wichtige  Rolle.  Doch  im  Rahmen  von
Diskussionen über Israels Krieg gegen Gaza fällt von israelsolidarischer Seite
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immer wieder das Argument, dass man als queere Person oder Mensch, der
sich für queere Rechte engagiert, nicht pro Palästina sein dürfe. Schließlich
stünde  das  im  absoluten  Widerspruch  zur  Situation  von  queeren
Palästinenser:innen,  deren  Leben  „von  barbarischer  Queerfeindlichkeit
seitens  der  eigenen,  angeblich  grundsätzlich  reaktionären  Community
geprägt sei“. Klar ist jedoch, dass das eine völlig falsche Behauptung ist, bei
der   Pinkwashing  und  Homonationalismus  dazu  dienen,  rassistische
Ressentiments zu schüren sowie Besatzung und Krieg zu legitimieren. Denn
ein  Blick  in  die  Nachrichten  genügt,  um  herauszufinden,  dass
Hassverbrechen,  Rücknahme  von  Rechten  sowie  neue  reaktionäre
Gesetzgebung auch in den vermeintlich fortschrittlichen westlichen Staaten
auf  der  Tagesordnung stehen.Was stattdessen der  Situation von queeren
Personen  in  Palästina  zu  Grunde  liegt  und  wie  die  Unterdrückung
überwunden werden kann, soll in diesem Artikel aufgezeigt werden. Dabei
konzentrieren  wir  uns  auf  die  Situation  vor  dem  Krieg,  auch  um  die
Limitiertheit prozionistischer Argumentation aufzuzeigen. Dafür hat unsere
Autorin  Leonie  Schmidt  mit  dem  Anthropologen  Victor  Harry  Bonnesen
Christoffersen  und  mit  Azina  Ababneh,  einer  queeren  Person  aus  dem
Westjordanland,  gesprochen.  Beide  wurden  als  Expert:innen  befragt  und
teilen nicht zwangsläufig unsere marxistischen Schlussfolgerungen.

Wie sieht die Rechtslage aus?
Die Gesetzgebung innerhalb Palästinas selbst ist widersprüchlich, da sie sich
in  der  Westbank  und  im  Gazastreifen  unterscheidet.  Während  in  der
Westbank  homosexuelle Aktivitäten zwischen Männern 1951 während der
jordanischen Verwaltung entkriminalisiert  wurden,  sind sie  hingegen  im
Gazastreifen seit 1936 unter dem britischen Mandat verboten und können
mit einer Freiheitsstrafe geahndet werden. Hier sehen wir schon die ersten
Spuren  der  Besatzung,  die  die  Lage  queerer  Personen  in  Palästina
beeinflussen.  Allerdings  ist  umstritten,  inwiefern  das  Strafrecht  des
britischen Mandats noch derartig umgesetzt wird. Andererseits gibt es auch
keine  Gesetze,  die  gegen  Queerfeindlichkeit  vorgehen  sollen,  Queers
schützen, und Behörden werden diesbezüglich auch nicht tätig. Doch bevor
wir  klären,  woher   ausbleibender  offener  Umgang  mit  Sexualität  und



Geschlecht kommt, wollen wir einen Blick auf den Alltag queerer Menschen
werfen.

Eindrücke von queerem Leben in Palästina
Azina erklärt uns, wie they sich gefühlt hat, nachdem they sich their queeren
Identität bewusst wurde: „Ich erinnere mich, dass ich Angst hatte, als ich
zum ersten Mal entdeckte, dass ich bisexuell bin. Meine Bisexualität würde
die  gesellschaftlichen  Herausforderungen  und  Schwierigkeiten  für  mich
verdoppeln.“ Als their Mutter ein T-Shirt mit einem Regenbogen in Azinas
Kleiderschrank gefunden hatte und daraufhin  wegwerfen wollte,  musste
Azina behaupten es würde jemand anders gehören. Aber engstirnige Eltern
dieser  Art  existieren nicht  nur lokal  beschränkt  in  Palästina und queere
Palästinenser:innen müssen nicht  überall  komplett  versteckt  leben.  Denn
Azina hat im Westjordanland auch schon gute Erfahrungen machen können.
Auch wenn man sehr vorsichtig sein muss, wem man etwas anvertraut, und
Azina sich manchen Familienmitgliedern diesbezüglich nicht  öffnet,  hatte
they gegenüber their Schwester und Freund:innen their Coming-out, ohne
negative Folgen. Außerdem berichtet they von einem Ex-Freund, welcher aus
einer  besonders  religiösen  Familie  stammte.  Auch  für  ihn  stellte  their
Sexualität  kein  Problem  dar  und  er  habe  sogar  selbst  homosexuelle
Erfahrungen gemacht. Azina sagt auch, was die Lage von queeren Personen
in anderen Ländern unterscheidet, ist die Besatzung der palästinensischen
Gebiete durch Israel, nicht die palästinensische Kultur selbst.

Queere  Identitäten  werden  durch  die  israelischen  Besatzungsmacht
instrumentalisiert. So müssen Queers in Palästina mit dieser Angst leben, da
die Möglichkeit besteht, dass die israelischen Sicherheitsbehörden sich diese
Informationen zunutze machen, um sie zu erpressen, dazu zu bringen, mit
ihnen zu kooperieren und schlimmstenfalls zu Spitzeln zu werden. Victor
Harry Bonnesen Christoffersen erklärt, dass er während seiner Forschung zu
Queerness in Palästina Berichte über israelische Militärangehörige gehört
hat,  welche  queere  Palästinenser:innen unter  Drogen setzen,  diese  dann
ohne  Einwilligung  beim  Sex  filmen  und  diese  Materialen  dann  zur
Erpressung nutzen. Auch würden sie sich in einigen Bars in Ramallah als



internationale  Tourist:innen  ausgeben.  Das  führt  dazu,  dass  diese
Partymeilen  nicht  mehr  als  „Safe(r)  Spaces“  von  den  Betroffenen
wahrgenommen werden können.  Ebenso kommt es, so schildert uns Azina
diesbezüglich, dass queere Personen, wenn sie auf Dating Apps auch ihre
palästinensische  Identität  angeben,  dafür  von  israelischen  Soldat:innen
rassistisch beleidigt und bedroht werden. Gerade die Verbindung mit der
palästinensischen  Identität  ist  das  Problem,  was  sich  queeren
Palästinenser:innen besonders stellt. Denn im Prinzip ist es den israelischen
Sicherheitsbehörden völlig egal, ob die, die sie gerade schikanieren, queer
sind. Sie nutzen es als Mittel zum Zweck, um etwas gegen sie „in der Hand
zu haben“ und entlarven sich dabei trotzdem selber als homophob, auch
wenn das Pinkwashing Israels uns etwas ganz anderes weismachen will.

Safe(r) Spaces oder Circles?
Victor Harry Bonnesen Christoffersen hat seine wissenschaftlichen Studien
zum Thema Safe  Spaces  für  queere Personen in  Palästina  durchgeführt.
Seine  Erkenntnis:  Das  Konzept  von  Safe(r)  Spaces  wird  hier  eher  nicht
praktiziert, da wenig Möglichkeit besteht, diese Orte öffentlich kundgeben
können, dass sie queerfreundliche Verbündete sind. Das liegt daran, dass sie
sonst sich und die queere Community in Gefahr bringen würden. Jedoch gibt
es einige queerfreundliche Bars zum Beispiel in Ramallah.

Grundsätzlich müssen wir natürlich davon ausgehen, dass es im Kapitalismus
keine Räume gibt, die wirklich komplett frei von Unterdrückung sind, denn
das sind gesellschaftliche Strukturen, die dahinter stecken und nicht einfach
nur Einzelpersonen. Auch vermeintliche Safe(r) Spaces in Europa oder den
USA sind alles andere als sicher, wie Angriffe auf CSDs und Queer Bars in
den letzten Jahren deutlich aufzeigen. Dennoch ist es wichtig, dass queere
Personen  untereinander  frei  kommunizieren  können.  Laut  Bonnesen
Christoffersen existieren daher auch Safe(r) Circles, wobei sich das Konzept
aber nicht auf das Räumliche, sondern auf die Verbindung zwischen den
betroffenen Personen bezieht.  Teil  werden kann nur,  wem vertraut wird.
Neue Leute können also nur über bestehende Personen Teil dieses Circles
werden, welcher dann dafür sorgt, dass die Betroffenen sich sicherer damit



fühlen,  ihre  Identität  preiszugeben  und  innerhalb  des  Circles  offen
auszuleben.

Ebenso  gibt  es  auch  innerhalb  der  palästinensischen  Community
Organisationen,  die  sich  für  die  Rechte  queerer  Palästinenser:innen
einsetzen, wie uns Bonnesen Christoffersen erläutert. So gibt es Al Qaws,
eine NGO für sexuelle und geschlechtliche Diversität in der palästinensischen
Gesellschaft,  die  die  aktivste  Organisation  in  dieser  Hinsicht  darstellt.
Außerdem gibt es noch Aswat, die ihren Schwerpunkt auf queere Frauen
legt. Beide Organisationen haben ihren Sitz in Haifa in den Territorien von
1948.  Azina  erwähnt  diesbezüglich  auch  die  Tal’at-Bewegung,  eine
revolutionäre  feministische  Bewegung,  die  sich  gegen  sexistische  und
koloniale  Unterdrückung  von  palästinensischen  Frauen  einsetzt.

Kapitalismus, Kolonialisierung und Zionismus
–  unterdrückerische  Gründe  für
Queerfeindlichkeit
Wenn wir über queeres Leben in Palästina sprechen, ist es wichtig, sich das
Verhältnis  von  Kapitalismus  sowie  israelischer  Besatzung  näher
anzuschauen, statt rassistische Stereotype zu reproduzieren – oder queere
Unterdrückung zu verharmlosen. Dabei wird klar, dass Diskriminierung von
LGBTIA+-Personen ein internationales Phänomen ist, da sie, verkürzt gesagt,
von den vorgegebenen Geschlechterrollen abweichen, in diese oftmals nur
schwer einsortiert werden können. Sie werden somit als Bedrohung für die
herrschende kapitalistische Ordnung und folglich das Ideal der bürgerlichen
Familie angesehen. Je etablierter die geschlechtliche Arbeitsteilung, desto
höher auch die Ablehnung von Queers könnte man sagen.

Dass  Queerness  innerhalb  Palästinas  ein  gesellschaftliches  Tabuthema
darstellt,  hat  also  nichts  damit  zu  tun,  dass  Palästinenser:innen  per  se
konservativ,  rückschrittlich  sind  oder  der  Islam  „böser“  ist  als  andere
Religionen.  Neben  der  Tatsache,  dass  viele  Vertreter:innen  des
palästinensischen  Nationalismus  säkular  sind,  entwickeln  auch  andere
Religionen stark reaktionäre Momente – siehe den Hinduchauvinismus in



Indien oder  evangelikale Fundamentalist:innen in den USA. Dies ist meist
eine Frage der gesellschaftlichen Basis und politischen Bedingungen, wo und
wie stark religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen
werden und gar größere Massen erfassen können.

Die Gründe für das Tabu sind an die materiellen Gegebenheiten gebunden –
und  diese  werden  zum  Großteil  von  der  israelischen  Besatzung  und
Apartheid  bestimmt.  Das  wird  besonders  ersichtlich,  wenn  wir  uns  die
ökonomische  Situation  von  Frauen  anschauen.  Diese  haben  in  den
palästinensischen Gebieten im Schnitt höhere Bildungsabschlüsse, sind aber
um ein Vielfaches mehr von Arbeitslosigkeit betroffen. Das ist an sich nichts
Ungewöhnliches. Während wir in anderen Ländern in Krisenzeiten sehen,
wie Frauen systematisch aus dem Produktionsprozess gedrängt werden, ist
dieser  „Krisenzustand“  jedoch  in  gewissem  Maß  Normalzustand,  da  es
generell eine Knappheit an Arbeitsplätzen in den palästinensischen Gebieten
gibt. Die Arbeitslosigkeitrate lag laut dem Internationalen Währngsfond 2022
insgesamt bei 26 %. Dabei gibt es erhebliche Unterschiede zwischen der
Westbank (13 %) und Gaza (45 %), aber bei Geschlechtern (Frauen  40 %, 
Männern 20 %).

Bedingt  sind diese Zahlen vor allem durch die  Restriktionen seitens des
israelischen  Staates.  So  können  Bewohner:innen  Gazas  nicht  einfach
ausreisen und woanders arbeiten. Auch in der Westbank sind die Jobs, die
Palästinenser:innen „zur Verfügung gestellt werden“ zum Großteil auf den
Bausektor beschränkt. Der systematische Ausschluss von Frauen aus dem
Produktionsprozess befeuert die bestehende patriarchale Arbeitsteilung in
den palästinensischen Gebieten, da sie somit in die Familie gedrängt werden,
Sorge-  und  Carearbeit  übernehmen  müssen  und  derart  klassische
Geschlechterrollen  weiter  reproduziert  werden.  So  kommt  es  auch  zu
Erwartungen,  von  denen  Bonnesen  Christoffersen   erzählt,  wie
beispielsweise,  dass  Menschen  in  einem  heiratsfähigen  Alter  auch
schnellstmöglich  heiraten,   was  wiederum  auf  Queers  Druck  ausübt.

Auch Azina ist bezüglich der Lage in der Westbank der Meinung, dass vor
allem  der  Einfluss  der  israelischen  Behörden  auf  die  Institutionen  der
Westbank  dafür  sorgt,  dass  Maskulinität  und  patriarchale  Strukturen



verstärkt werden. Der Einfluss der israelischen Besatzungsmacht auf alle
gesellschaftlichen  Bereiche  der  Palästinenser:innen  raubt  jedem
Lebensbereich die Autonomie, sei es an Checkpoints oder in der eigenen
Community. Dadurch wird ihnen letztendlich nicht einmal die Möglichkeit
gegeben,  die  gesellschaftlichen  Strukturen  offener  und  inklusiver
umzugestalten. Dies bestätigt auch Bonnesen Christoffersen: „Palästina hatte
(und hat) eine lebendige und florierende Kultur, die leider seit 1948 sehr
stark von der zionistischen Kolonisierung beeinträchtigt wird. Mein Eindruck
von Palästinenser:innen ist, dass sie einen Mut und Courage besitzen, die
über  das  hinausgehen,  was  ich  anderswo erlebt  habe,  und  dass  es  den
Wunsch gibt, das Leben trotz der Umstände, in denen sie leben, zu feiern.
[…]  Historisch  gesehen  war  die  Levante  (Palästina,  Libanon,  Jordanien,
Syrien) nie queerfeindlich. Tatsächlich gab es eine große Toleranz gegenüber
anderen  Sexualitäten  und  Geschlechtsausdrücken.  Queerfeindlichkeit
breitete sich erstmals während des europäischen Mittelalters aus. Und die
europäischen Kolonialmächte waren es auch, die Jahrhunderte später, als sie
die  Welt  kolonisierten,  ihre  queerfeindlichen  Absichten  und  Ansichten
gegenüber  den  Menschen  durchsetzen,  die  kolonisiert  wurden.“

Gleichzeitig ist es wichtig, klare Kritik an den Machthaber:innen innerhalb
der  palästinensischen  Gebiete  zu  üben.  Denn  ob  palästinensische
Autonomiebehörde (PA) oder Hamas, beide scheren sich sonderlich wenig um
Frauen-  wie  LGBTIA-Rechte.  Ob  durch  explizite  Kooperation  mit  der
israelischen Besatzungsmacht wie seitens der PA oder durch die Umsetzung
ihrer reaktionären religiösen Ideologie wie bei Hamas. Besonders Letztere
hat auch schon eigene Mitglieder hingerichtet, nachdem sie homosexueller
Aktivitäten  beschuldigt  wurden,  und  Betroffene  berichten,  von  Hamas-
Mitgliedern aufgrund ihrer Queerness bedroht, gefoltert und verhört worden
zu sein. Der Vorwurf der Homosexualität wird also genutzt, um politische
Gegener:innen,  wie  Mitglieder  der  Fatah,  auszuschalten,  indem  sie  sie
aufgrund dessen verhaften und teilweise auch exekutieren. Doch auch hier
ist es wichtig zu verstehen, dass insbesondere die Hamas nur aufgrund der
Apartheid existiert und an gesellschaftlichem Zuwachs gewinnen konnte. So
wurde sie nach ihrer Gründung zunächst von Israel toleriert, wohingegen
andere Gruppen des palästinensischen Widerstands mit linker Ausrichtung



hartnäckig verfolgt wurden. Des Weiteren wurde die Hamas überhaupt erst
als Reaktion auf die israelische Besatzung gegründet, um den Widerstand zu
bündeln.  Sie  und  ihre  reaktionäre  Ideologie  müssen  natürlich  von
Marxist:innen im ideologischen Kampf um die Führung der palästinensischen
Befreiungsbewegung herausgefordert und bekämpft werden. Dabei muss an
dieser  Stelle  auch  klare  Kritik  an  Vertreter:innen  der  palästinensischen
Linken geübt werden: Klar ist, dass  für ein Ende der Existenz der Hamas
zuerst die Apartheid fallen muss, da sie hierfür die materielle Grundlage
darstellt. Doch der Kampf für die Verbesserung von Frauen- und LGBTIA+-
Rechten  kann  nicht  hintangestellt  werden,  bis  ein  befreites  Palästina
erkämpft wurde, sondern muss aktiv Hand in Hand gehen – auch um eine
klare, fortschrittliche Kraft im Befreiungskampf zu etablieren.

Pinkwashing
In diesem Kontext ist die Inszenierung Israels als „einzige Demokratie im
Nahen Osten“ und als „besonders fortschrittlich“ in Bezug auf LGBTIA+-
Rechte mehr als unglaubwürdig. Denn während die israelische Regierung
selbst aktiv demokratische Umstrukturierung durch die Unterdrückung der
Palästinenser:innen  verhindert  sowie  die  Lage  nutzt,  um  queere
palästinensische Personen zu verhöhnen,  wenn sie  davon sprechen,  dass
Queer for Palestine dasselbe sei wie „Chickens for KFC“, hat es in den letzten
Jahren auch einen Rollback in Israel selber gegeben. Im Jahr 2023 wurden
dort 5-mal mehr queerfeindliche Vorfälle in der Öffentlichkeit registriert als
zuvor und eine Reihe von Regierungsvertreter:innen hat offen reaktionäre
Aussagen getätigt. So behaupten die eigenen Minister:innen der ultrarechten
Regierung, Homosexualität würde die größte Gefahr für das Land darstellen,
wie zum Beispiel Yitzhak Pindrus (United Torah Judaism). Pindrus behauptet
sogar, Homosexualität wäre gefärhlicher als die Hamas. Auch der israelische
Minister für Nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir (Otzma Yehudit), der sich
bereits gegen Pridedemos aussprach und auf der Pride 2008 in Tel  Aviv
sogar Gewalt gegen eine jüdische trans Frau ausgeübt haben soll (zumindest
existieren Fotos, die diese Vermutung nahelegen) ist ein Beispiel dafür. Ben-
Gvir ist übrigens mittlerweile auch für die Sicherheit der Jerusalem Pride
zuständig. Wie man sich da als queere Person sicher fühlen soll, kann man



schon mal in Frage stellen.

Der  israelische  Finanzminister  Bezalel  Smotrich  (HaTzionut  HaDatit)
bezeichnet sich sogar selbst als einen faschistischen Homophoben, während
der  ehemalige  sephardische  Oberrabbiner  Shlomo  Amar  Pride-
Demonstrierende  mit  wilden  Tieren  vergleicht  und  der  Meinung  ist,
Homosexuelle nach jüdischem Gesetz mit dem Tode bestrafen zu können. Der
Bürgermeister Jerusalems Aryeh King ließ 2020 ein Regenbogenbanner vom
Gebäude der US-Botschaft entfernen, da keine Erlaubnis eingeholt worden
war und es ein Zeichen für Unreinheit  darstellen würde.  Aber nur beim
Reden Schwingen soll es für die Queerfeind:innen Israels nicht bleiben, denn
Teile der ultrarechten nationalistisch-konservativen Regierung Israels haben
auch vor, ihre Queerfeindlichkeit in die Tat umzusetzen, indem sie erkämpfte
Rechte für LGBTIA+-Personen wieder zurücknehmen. Viele fürchten, dass
das  vor  allem  die  Adoptionsrechte  für  homosexuelle  Paare,  aber  auch
medizinische Unterstützung für trans Personen betrifft. Aber auch außerhalb
der Regierung gibt es queerfeindliche Angriffe: 2015 attackierte ein Mann
Personen auf der Jerusalem Pride mit einem Messer, kurz nachdem er aus
dem Gefängnis für genau dieses Verbrechen im Jahr 2005 entlassen wurde.

Trotz  alledem hält  sich  das  Bild  Israels  als  fortschrittlich  in  Bezug  auf
LGBTIA+-Rechte,
Aber all diese Aussagen und Taten zeigen auf, dass der Zionismus und auch
der bürgerliche Staat an sich nicht in der Lage sind, die Unterdrückung
queerer Personen zu beenden. Letztendlich nutzt der israelische Staat sein
Pinkwashing  aber  nicht  nur  dazu,  um  die  Unterdrückung  der
palästinensischen Community zu verschleiern und sich vermeintlich positiv
abzuheben,  auch  wenn  die  progressivere  Gesetzgebung  sowieso
hauptsächlich dem weißen cis männlichen Schwulen zugutekommt, sondern
sie  seine  vermeintliche  Vormachtstellung  und  Doppelmoral  auch,  um
Kriegsverbrechen  gegen  Gaza  zu  rechtfertigen.

Homonationalismus
So gab es auch in den letzten Monaten Fotos von IDF Soldat:innen, welche
die Regenbogenflagge in Gaza im Kriegsgebiet hochhielten und „In the Name

https://de.wikipedia.org/wiki/Sephardim


of Love“ dazu schrieben. Die israelische Armee behauptet also, sie würde
sich  für  queere  Palästinenser:innen  einsetzen,  indem  sie  demokratische
Rechte in die palästinensischen Gebiete brächte. Und das, während sie die
(queeren) Palästinenser:innen und ihre Familien, Freund:innen und Bekannte
umbringt und ihnen jegliche Möglichkeit zur Selbstermächtigung nimmt.

Diese  Strategie  kann  auch  als  Homonationalismus  bezeichnet  werden.
Geprägt von Jasbir Puar, beschreibt  der Begriff die Instrumentalisierung von
queeren  Rechten,  um  die  eigenen  nationalistischen  Ziele  umsetzen  zu
können,  zum  Beispiel  in  Form  von  Kriegen  oder  restriktiven
Einwanderungsgesetzen.  Dabei  kann  der  israelische  Staat  den  eigenen
Zerstörungswahn  gegen  das  palästinensische  Volk  gegenüber  anderen
Staaten und deren Bevölkerungen legitimieren und gleichzeitig die Spaltung
zwischen  Palästinenser:innen  und   israelischer  Arbeiter:innenklasse
vorantreiben. Eine Spaltung, die für die herrschende Klasse gar nicht tief
genug  sein  kann,  denn  die  vereinten  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten
können ihnen und ihrer Klasse sehr gefährlich werden. Um diese Spaltung zu
überwinden,  muss  sich  die  israelische  Arbeiter:innenklasse  aber
offensichtlich  vom  Joch  des  Zionismus  befreien.

Besonders ergreifend kann man diesen Zusammenhang auch in den kurzen
Statements queerer Palästinenser:innen beim Projekt „Queering the Map“
nachlesen. Ein Beispiel, was den Schmerz darüber noch einmal besonders
unterstreicht, wie (queere:r) Palästinenser:innen unter der Besatzung und
Krieg leiden müssen:

„Ich habe mir immer vorgestellt, dass du und ich in der Sonne sitzen, Hand
in Hand,  endlich frei.  Wir sprachen über all  die Orte,  an die wir  gehen
würden, wenn wir könnten. Doch du bist jetzt weg. Wenn ich gewusst hätte,
dass die Bomben, die auf uns niederregnen, dich mir wegnehmen würden,
hätte ich der Welt bereitwillig erzählt, wie sehr ich dich geliebt habe. Es tut
mir leid, dass ich ein Feigling war. Kiryat (eigene Übersetzung)“.

Diese anonyme Zeilen sollen an dieser Stelle erst einmal für sich sprechen.

Die  Schlussfolgerung  aus  dieser  Analyse  muss  für  Kommunist:innen



zwangsläufig darin liegen, dass erst die Befreiung von Kolonialismus und
Imperialismus  auch  die  für  Palästinenser:innen,  ob  queer  oder  nicht,
bedeutet.

In diesem Sinne richtet Azina die folgenden Worte an uns und auch an euch:
„Wir  brauchen grundlegende Gerechtigkeit  und ein Ende der  Besatzung.
Bitte engagiert euch, meine feministischen Genoss:innen in Europa, denn:
Ich habe weder den Wunsch, für die Heimat noch für den Erdboden hier zu
sterben, aber wenn ich für die Menschheit, für Frieden und bedingungslose
Liebe sterbe, macht es mir nichts aus.“

Erst in einem freien Palästina kann die Gesellschaft so umgestaltet werden,
dass sich niemand mehr verstecken muss aus Sorge, als Nächste/r von der
israelischen Besatzungsmacht massiv unterdrückt,  entrechtet,  gedemütigt,
missbraucht, erpresst oder getötet zu werden. Daher müssen wir uns für ein
freies, säkulares, binationales, sozialistisches Palästina einsetzen.

Frauen – und Queerbefreiung Hand in Hand
Bonnesen  Christoffersen  argumentiert,  dass  Frauen-  und  Queerkämpfe
gemeinsam geführt werden sollten, um erfolgreich zu sein: „Nachdem ich
auch mit einigen feministischen Bewegungen in Palästina interagiert habe,
habe  ich  mitbekommen,  dass  die  generelle  Meinung  existiert,  dass  die
Rechte von Frauen über den Rechten von queeren Personen stehen. Nicht,
dass diese Bewegungen queere Menschen nicht unterstützen, sondern eher
in dem Sinne, dass jetzt nicht der richtige Zeitpunkt sei, um über ihre Rechte
zu sprechen. Ich denke daher, dass wenn palästinensische Bewegungen, die
mit  den  gleichen  Kämpfen  konfrontiert  sind  (z.  B.  Patriarchat),  sich
zusammenschließen, um ihre Stimmen zu stärken, sie auch in der Lage sein
könnten, mehr Bewusstsein für die Situation queerer Palästinenser:innen zu
schaffen.“

Als Marxist:innen erkennen wir an, dass Frauen- und Queerunterdrückung
auf dieselben Strukturen der Klassengesellschaft zurückgehen, egal ob in
Palästina oder Deutschland: die geschlechtsbedingten Arbeitsteilung, welche
maßgeblich  mit  aufrechterhalten  wird  durch  das  Ideal  der  bürgerlichen



Familie und die Geschlechterrollen. Auch wenn die Lage von Frauen und
queeren Personen unterschiedlich ist, so ist dennoch ein gemeinsamer Kampf
vonnöten.  Frauen  kämpfen  schon  seit  1920  in  der  palästinensischen
Befreiungsbewegung, in der sie schon seit jeher sexualisierte Gewalt durch
die Besatzungsmächte erfahren mussten und weiterhin erfahren. Wenngleich
sie  eine wichtige Rolle  einnehmen und einnahmen,  sind sie  immer noch
selten an politischer Entscheidungsfindung beteiligt. Der Sieg der Hamas in
Gaza war ein Rückschritt für die Rechte der Frauen, da sie darauf drängt,
das  palästinensische  Recht  durch  die  Scharia  (wörtlich:  gebahnter  Weg;
religiöses  Gesetz)  zu  ersetzen.  Dennoch  setzen  sich  palästinensische
Frauenaktivist:innen für Gesetze zum Schutz von Frauen vor Ehrenmorden
und männlicher häuslicher Gewalt ein.

Wir müssen uns neben dem Ende der israelischen Apartheid, der Besatzung
und für ein freies, säkulares, multiethnisches, sozialistisches Palästina auch
konkret  für  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  einsetzen,  um  die
materielle  Grundlage  von  Frauen-  und  Queerunterdrückung  auflösen  zu
können. Das bedeutet den Ausbau von Pflege, Kinderbetreuung, kollektive
und kollektivierte Formen der Hausarbeit (Kantinen, Wäschereien etc.), die
Stärkung der ökonomischen Unabhängigkeit von geschlechtlich und sexuell
Unterdrückten und alternative Formen des Zusammenlebens. All das kann
natürlich  nicht  von  heute  auf  morgen  passieren,  und  im  Angesicht  des
aktuellen brutalen Krieges scheint dies auch unfassbar fern. Jedoch ist es die
Aufgabe  von  Revolutionär:innen  und  allen,  die  solidarisch  mit  dem
palästinensischen  Befreiungskampf  sind,  nicht  nur  für  eine  sofortige
Waffenruhe  und  das  Ende  der  Apartheid  einzutreten,  sondern  auch  zu
diskutieren,  wie  der  Kampf  für  nationale  Befreiung  mit  dem  Recht  auf
sexuelle und geschlechtliche Selbstbestimmung verbunden werden kann. Die
Kämpfe darum sind keineswegs irrelevant  oder nachgeordnet,  aber ohne
Umgestaltung der ökonomischen Struktur unserer Gesellschaft bleiben ihre
Erfolge begrenzt. Zusätzlich sollten Frauen und queere Personen in Palästina
auch für eine Reihe an Forderungen gemeinsam kämpfen, zum Beispiel:

Gleiche  Rechte  und  Zugang  zu  Bildung  für  Alle,  gleiche
Eigentumsrechte,  gleicher  Lohn  für  gleiche  Arbeit  sowie  volle



Integration  in  den  Produktionsprozess.  Konkret:  z.  B.  durch
Quotierung in zentralen/wichtigen Beschäftigungsverhältnissen, um
aktuell  den  Ausschluss von Palästinser:innen von der Lohnarbeit
entgegenzuwirken. Davon würden vor allem palästinensische Frauen
in der  aktuellen Situation profitieren,  welche vor  allem in  Gaza 
relativ  hohe  Bildungsabschlüsse  haben,  aber  geringe
Beschäftigungsraten.
Keine Straffreiheit für diejenigen, die Frauen oder queere Personen
ermorden,  vergewaltigen  und  schlagen,  seien  es  Verwandte  oder
Fremde.
Für das Recht auf Selbstbestimmung über den eigenen Körper, die
eigene Sexualität und die eigenen reproduktiven Entscheidungen.
Ebenso  muss  auch  innerhalb  der  pa läst inens ischen
Befreiungsbewegung gegen Vorurteile und Gewalt gegenüber Frauen
und LGBTIA-Personen angekämpft werden, auch wenn wir das nicht
zur Bedingung eines gemeinsamen Kampfes machen.
Für das Recht auf Caucustreffen für Frauen und LGBTIA-Personen
innerhalb der palästinensischen Befreiungsbewegung.

Damit  der  Kampf  gegen  Besatzung,  Imper ia l ismus,  Kr ieg,
Frauenunterdrückung und Queerfeindlichkeit international geführt werden
kann, ist klar, dass Solidaritätsbekundungen nicht ausreichen können, auch
wenn  wir  bedingungslos  hinter  dem  palästinensischen  Befreiungskampf
stehen. Stattdessen müssen wir uns international zusammenschließen und
gemeinsam kämpfen. Denn unsere Feind:innen, die imperialistischen Staaten
und ihre regionalen Handlanger:innen, sind für jede/n Unterdrückte/n und
jede/n  Ausgebeutete/n  letztendlich  die  gleichen,  auch  wenn  sich  unsere
Situationen  in  besetzten  Gebieten,  Halbkolonien  und  imperialistischen
Kernzentren natürlich unterscheiden. Dafür braucht es eine internationale
Frauen-  und  LGBTIA-Bewegung  genauso  wie  eine  internationale
Arbeiter:innenbewegung, denn wir dürfen unsere Kämpfe nicht anhand von
nationalen Grenzen spalten lassen, sondern müssen uns im Klaren darüber
sein, dass sie durch Klassenlinien geprägt sind und auch dementsprechend
klassenkämpferisch  geführt  werden  müssen.  Um  diese  Bewegungen
anzuführen  und  die  Kämpfe  zuzuspitzen,  bedarf  es  auch  einer  neuen



kommunistischen Partei und einer neuen Internationale.



Wie kommen wir zu einem freien, säkularen, binationalen, sozialistischen Palästina?
Wir setzen uns für eine Ein-Staaten-Lösung ein, da wir der Meinung sind, dass das die einzige Möglichkeit

darstellt, um die Befreiung des palästinensischen Volkes zu garantieren, ohne Zugeständnisse an den
Zionismus machen zu müssen. Das bedeutet nicht, die israelisch-jüdische Bevölkerung zu vertreiben oder gar

auszulöschen, jedoch sehr wohl, den Zionismus und damit den israelischen Staat zu zerschlagen. Da wir
glauben, dass Religionen als Vorwand für imperialistische Unterdrückung und zur Umsetzung geopolitischer

Interessen genutzt werden, setzen wir uns für einen säkularen, multiethnischen Staat ein, indem es
kulturellen Austausch statt einseitiger Assimilation geben soll. Das Rückkehrrecht sowie der Zugang zu

Wohnraum, Wasser, Lebensmitteln, Arbeit und Bildung für alle, egal ob Israelis oder Palästinenser:innen kann
nur unter einer demokratischen Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gewährleistet werden. Diese sozialistische

Ein-Staaten-Lösung müsste in eine sozialistische Föderation des Nahen Ostens eingebettet werden, um die
vom Imperialismus bewusst geschaffene Spaltung überwinden zu können und so ein massives Kampfmittel

darstellen zu können. Demnach darf der Kampf der Palästinenser:innen nicht als isoliert verstanden werden,
und die Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder müssen sich dem Kampf anschließen und einen neuen
Arabischen Frühlung erzwingen. Das gilt auch in letzter Konsequenz für die israelische Arbeiter:innenklasse.

Als Ansatzpunkt in Halbkolonien kann der Kampf für die Vollendung der verbliebenen bürgerlich-
demokratischen Aufgaben im Sinne von Trotzkis Theorie der permanenten Revolution angesehen werden, das

heißt also: Fokus auf nationale Einheit und Unabhängigkeit, eine Agrarrevolution sowie politische
Demokratie. Doch kann das im Imperialismus für Halbkolonien nicht wirklich vollständig erfüllt werden.

Daher darf der Kampf hier keineswegs aufhören und muss in einen für Sozialismus umschlagen, um wirklich
erfolgreich sein zu können. Doch das kann nicht durch Guerillatruppen erreicht werden, sondern nur durch

Demonstrationen und Streiks, letztendlich massenhafte Aufstände. Also mit Hilfe einer Intifada mitsamt einem
Generalstreik, zu dem auch international alle Gewerkschaften zur Beteiligung aufgerufen werden. Und die
Massenaktionen in der 1. Intifada haben auch bereits gezeigt, dass das palästinensische Proletariat und die
Jugend kämpfen können. Dafür braucht es den Aufbau von kämpferischen Gewerkschaften, Arbeiter:innen-,

Bäuerinnen-/Bauernräte, Frauenkomitees  und auch Volksmilizen. Auch müssen die Kräfte der
Arbeiter:innnenklasse und das regionale (Klein-)Bürger:innentum in einer antiimperialistschen Einheitsfront

zeitweise gemeinsam gegen die Imperialist:innen kämpfen. Sie bleiben jedoch unerbittliche
Klassenfeind:innen. Das bedeutet auch, dass es sich um getrennte Organisierung handeln muss, wobei sich

die betroffenen Gruppierungen und Organisationen jederzeit offen kritisieren dürfen sollen. Das ist besonders
für uns als Marxist:innen wichtig, da wir so die (klein-)bürgerliche Führung auf einer ideologischen Ebene

angreifen und somit ihren Einfluss auf die Unterdrückten schmälern können.
Denn auch die Führungskrise der Arbeiter:innnenklasse ist etwas, was nicht nur in Deutschland, sondern auch

in Halbkolonien vorhanden ist und auch zu dem immer wiederkehrenden Verrat an den Interessen der
Unterdrückten und Ausgebeuteten durch (klein-)bürgerliche Bewegungen führt, etwas durch die Hamas oder
auch während des Arabischen Frühlings. Daher braucht es eine revolutionäre Partei, um die Interessen der

Arbeiteren:innnenklasse durchzusetzen, indem sie die Kämpfe zuspitzt und anführt. Die Avantgarde stellt hier
die palästinensische Arbeiter:innenklasse mit dem Ziel dar, die israelische Arbeiter:innen klasse auch in die

antizionistische Vorhut hineinzuziehen. Die Partei muss demokratisch-zentralistisch organisiert sein und zum
Ziel haben, sowohl die israelische Regierung als auch die Palästinensische Autonomiebehörde zu entmachten

und eine konstituierende Versammlung einzusetzen, die die Verfassung eines binationalen, säkularen,
demokratischen und sozialistischen Staates ausarbeitet. Der Höhepunkt des revolutionären Kampfes stellt die

Machtübernahme durch Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern in Form von Deligiertenräten sowie die
Bewaffnung der arbeitenden Bevölkerung und Zerschlagung des bürgerlichen Staates in seiner

gegenwärtigen unterdrückerischen Form dar. Aber der alleinige Kampf im Nahen und Mittleren Osten reicht
nicht aus, um den Imperialismus weltweit zu besiegen. Hierfür muss die revolutionäre Partei auch in eine

Internationale integriert werden, und für die Arbeiter:innenklasse in den imperialistischen Kernzentren sollte
die Devise lauten: Der Hauptfeind steht im eigenen Land. Das kann zum Beispiel konkret bedeuten, sich an

Blockaden von Waffenlieferungen zu beteiligen.



Frühlingsbeginn in Jordanien?
von Jona Everdeen, April 2024, zuerst veröffentlicht in der Infomail 1250 der
Gruppe Arbeiter:innemacht

Die meisten von uns freuen sich vermutlich gerade sehr, dass der Frühling
wieder  kommt  und  Sonnenschein  und  wärmere  Temperaturen  mit  sich
bringt. Doch kann es sein, dass die Freude bald noch viel größer ausfällt,
wenn  auch  der  Arabische  Frühling  zurückkehrt  und  revolutionäre
Erhebungen  und  internationale  Solidarität  mit  sich  bringt?  Die
Massenproteste, die gerade in Jordanien gegen die de facto Unterstützung
Israels durch die Haschimitenmonarchie stattfinden, könnten zumindest zum
Auslöser eines solches Prozesses werden.

Die Lage in Jordanien
Während die Lage im Land zwischen Jordan und Mittelmeer, in Palästina,
noch immer in vielen Medien Thema ist und sich auch in den westlichen
Metropolen zahlreiche Menschen mit den Palästinenser:innen solidarisieren,
die noch immer unter Israels genozidalem Krieg leiden, erfährt man kaum
etwas  über  das  Land  östlich  des  Jordans.  Dabei  könnten  die  aktuellen
Ereignisse in Jordanien für die Lage in Palästina und der ganzen Region eine
große Bedeutung gewinnen.

Seit etwas mehr als einer Woche demonstrieren in unmittelbarer Nähe zur
israelischen Botschaft,  einer von wenigen überhaupt in einem arabischen
Land,  täglich zigtausende Jordanier:innen in Amman, der Hauptstadt  des
Landes. Ihre Forderungen: die Schließung der Botschaft und das Ende der
Kooperation  der  herrschenden  Regierung  um  den  Haschimitenkönig
Abdullah  II.  bin  al-Hussein  mit  Israel.  Konkret  fordern  sie  auch  die
Aufhebung des Friedensvertrags zwischen Israel und Jordanien, der 1994
geschlossen wurde und die Beziehungen normalisierte.
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Diese Proteste sind nicht die ersten im von König Abdullah II. bonapartistisch
regierten Jordanien, so war dieses bereits ein Nebenschauplatz des (ersten)
Arabischen Frühlings. Massive Proteste zwangen den König, einige Reformen
zuzugestehen, was damals die Lage beruhigen konnte. Im vergangenen Jahr
gab es jedoch erneut große Proteste in Jordanien, die sich, wie bereits die
des  Arabischen Frühlings,  gegen die  Folgen der  Krise  richteten,  die  die
Jordanier:innen hart trafen.

Wie in fast allen arabischen Ländern gab es auch hier in den ersten Wochen
des Krieges riesige Solidaritätsdemonstrationen mit den Menschen in Gaza.
Allerdings  litten  auch  diese  unter  demselben  Problem  wie  in  anderen
Ländern,  indem  sie  sich  zu  großen  Teilen  nicht  gegen  die  eigenen
Regierungen richteten, die, mal mehr, mal weniger versteckt, mit Israel und
dessen Verbündeten kooperieren.

Heute sieht das anders aus. Doch nicht nur richten sich die Demonstrationen
jetzt  in  Amman gegen die  Politik  der  Regierung,  auch scheinen sie  gut
organisiert zu sein. So bilden gezielt Ärzt:innen und Anwält:innen die ersten
Reihen in der Hoffnung, die Demos so vor Gewalt durch Repressionskräfte zu
schützen. Diese antworten nämlich mit Härte. In den letzten Tagen kam es zu
zahlreichen  Verhaftungen  von  Demonstrierenden.  Doch  gelang  es  auch
immer wieder, die Polizei zurückzudrängen. Auch sieht es nicht so aus, als
würden sich  die  Proteste  schnell  beruhigen,  sondern eher,  als  hätte  die
Bewegung gerade erst begonnen. Doch wer sind überhaupt die Haschimiten,
die in Jordanien die Politik bestimmen? Und in welchem Verhältnis stehen sie
zu Israel und der Besetzung und Unterdrückung Palästinas?

Die Haschimiten, Palästina und Israel
Jordanien und Palästina teilen sich nicht nur einen Fluss, sondern auch eine
lange, gemeinsame Geschichte. Die Haschimiten spielten in dieser jedoch nie
eine  rühmliche  Rolle.  So  erlangten  sie  die  Macht  über  das  Gebiet
Transjordanien, nachdem sie eine zentrale Rolle in der arabischen Revolte
gegen  das  Osmanische  Reich  gespielt  hatten,  welche  Britannien  nutzen
konnte,  um  die  mit  Deutschland  verbündete  Regionalmacht  im  Ersten
Weltkrieg zu besiegen. Anders jedoch als versprochen, wurde das „befreite“



arabische Gebiet nicht unabhängig,  sondern in ein französisches und ein
britisches Mandatsgebiet aufgeteilt,  letztendlich nur ein anderes Wort für
Kolonie. So wurde auch Jordanien nicht unabhängig, sondern lediglich zu
einem Emirat der Haschimiten, die die Oberhoheit Britanniens anerkannten.
Nach der Unabhängigkeit 1946 als Königreich intervenierte Jordanien zwar
in  den  Krieg  gegen  das  neu  gegründete  Israel,  das  gerade  die  Nakba
begonnen hatte, allerdings eher aus Machtinteresse denn aus internationaler
Solidarität.  So  verleibten  sich  die  Haschimiten  nach  dem  Krieg,  unter
Verurteilung  anderer  arabischer  Staaten,  die  Westbank  als  eigenes
Territorium  ein.  Im  Angriffskrieg  Israels  gegen  seine  Nachbarn
(Sechstagekrieg) im Jahr 1967 verlor Jordanien zwar die Westbank, seine
verräterische Rolle jedoch nicht. In das Land waren nach Beginn der Nakba
und  im  Zuge  des  Sechstagekriegs  hunderttausende  Palästinenser:innen
geflohen, die einen signifikanten Teil  der Bevölkerung stellten. So wurde
Jordanien zum Schwerpunkt der PLO, die von hier aus den palästinensischen
Befreiungskampf zu organisieren versuchte. Der Haschimitenkönig Hussein
I. sah in der nationalistischen PLO eine Gefahr für seine Macht und führte
einen  brutalen  Bürgerkrieg  gegen  die  Palästinenser:innen  (Schwarzer
September  1970).  1994  dann  unterzeichnete  Jordanien  mit  Israel  einen
Friedensvertrag, der die Beziehungen der beiden Länder normalisierte und
die israelische Herrschaft über Palästina anerkannte. Jordanien wurde zum
engsten  Verbündeten  Israels  in  der  Region.  Das  Haschimitenkönigshaus
pflegt  ebenfalls  enge  Beziehungen  mit  den  USA.  So  unterhält  der  US-
Imperialismus wichtige Militärbasen in  Jordanien,  die  für  seine Kontrolle
über den Nahen Osten zentral sind.

Doch während das bonapartistische Haschimitenregime, aus Gründen seines
Machterhalts, mit den Feind:innen der arabischen Völker klüngelt, sind die
jordanischen Menschen mit Palästina solidarisch, nicht zuletzt auch deshalb,
weil so viele wie in keinem anderen Land selber ihre Wurzeln in Palästina
haben,  ihre  Großeltern  während der  Nakba  vertrieben  wurden  und  ihre
Familienangehörigen heute in Gaza bombardiert oder in der Westbank von
Siedler:innen angegriffen werden.

Die Haschimiten haben bisher alles getan zu verhindern, dass die Menschen



östlich  des  Jordans  ihre  Geschwister  westlich  des  Flusses  in  ihrem
Befreiungskampf  unterstützen,  haben  s ich  akt iv  mit  deren
Unterdrücker:innen  zusammengetan,  um  ihre  Macht  zu  erhalten  und
auszubauen.  Jetzt  ist  es  an  der  Zeit,  die  Macht  dieses  korrupten  Clans
endlich zu brechen!

Nur der Frühling kann den Winter beenden
Wenn die Proteste in Jordanien siegen, die mit westlichem Imperialismus und
Zionismus kooperierende Bourgeoisie absetzen wollen, muss die Bewegung
Organisationen  der  Gegenmacht  aufbauen,  sich  anders  als  die
Massenproteste des Arabischen Frühlings in den Betrieben und Stadtteilen,
an  den  Schulen,  Universitäten  organisieren.  Die  in  Jordanien  durchaus
relevante  Gewerkschaftsbewegung  kann  hier  die  entscheidende  Rolle
spielen, denn nur eine massive Mobilisierung der Arbeiter:innenklasse ist in
der Lage, einen dauerhaften Sieg des Volkes gegen seine Unterdrücker:innen
zu erringen! Dabei könnte diese Bewegung zwei Fliegen mit einer Klappe
schlagen:  endlich  zu  einer  Politik  der  internationalen  Solidarität  und
Unterstützung der Palästinenser:innen aus Jordanien führen und auch die
Folgen der kapitalistischen Krise für die Bevölkerung reduzieren und deren
Lebensbedingungen  mittels  einer  gezielten  Planung  der  wirtschaftlichen
Produktion verbessern. Dabei spielen die Gewerkschaften zwar ein wichtige
Rolle, aber im Kampf ist es vor allem Zentral,  eine politische Kraft,  eine
Revolutionäre Arbeiter:innenpartei  aufzubauen,  die  den Kampf  gegen die
Dynastie mit dem Kampf für eine sozialistische Revolution verbindet.

Doch  kann  dies  nicht  isoliert  geschehen,  eine  kleine  jordanische
Arbeiter:innenrepublik wäre kaum lebensfähig, sondern nur als Teil  einer
erneuten  revolutionären  Massenbewegung  im  Nahen  Osten  und  darüber
hinaus  –  letztlich  in  einer  Föderation  sozialistischer  Staaten  des  Nahen
Ostens.

Während Jordanien vielleicht das extremste Beispiel für Kooperation eines
arabischen  Landes  mit  Israel  verkörpert,  ist  es  nicht  das  einzige.  Auch
Ägypten  hat  seine  Beziehungen  mit  Israel  im  späten  20.  Jahrhundert
normalisiert und trägt die Unterdrückung der Palästinenser:innen faktisch



mit. Doch auch Regierungen, die Solidarität mit Palästina vorgeben, tun dies
in  der  Regel  nur,  um  ihre  Bevölkerung  ruhigzustellen.  Von  praktischer
Solidarität sieht man wenig. De facto haben sich alle Staaten des Nahen
Ostens mit der Existenz des israelischen Staates in seiner derzeitigen Form
abgefunden, das heißt mit Apartheid und Besatzung, und akzeptieren auch
den  genozidalen  Krieg  in  Gaza  größtenteils,  bei  lediglich  symbolischer
Verurteilung. Schließlich will man es sich ja auch nicht mit Israels westlichen
Verbündeten verderben. Denn die bonapartistischen Regierungen der Region
sind  vom  Wohlvollen  imperialistischer  Mächte  abhängig,  deren
Vormachtstellung  sie  stützen,  und  von  denen  sie,  im  Gegenzug  für  die
Durchsetzung der Ausbeutung der eigenen proletarischen Massen und die
Plünderung ihrer Ressourcen durch internationale Konzerne, eine Teil der
Beute erhalten.

Für eine sozialistische Föderation des Nahen
Ostens!
Diese Unterdrückung beenden können die Ausgebeuteten und Unterdrückten
im Nahen Osten, auf der arabischen Halbinsel und in Nordafrika sowie in
jeder Region der Welt nur, indem sie ihre eigenen Regierungen stürzen und
Regierungen der Arbeiter:innen und Kleinbäuer:innen errichten, die in Räten
die  Kontrolle  über  Politik  und  Wirtschaft  übernehmen.  Um  gegen
Imperialismus und von diesem unterstützte Konterrevolution gewappnet zu
sein,  müssen  sich  diese  zu  einer  sozialistischen  Förderation
zusammenschließen und gemeinsame Wirtschaftsplanung und Verteidigung
in Form von Arbeiter:innen- und Bäuer:innenmilizen etablieren. So kann ein
zweiter  Arabischer  Frühling  die  Macht  des  Imperialismus  in  der  Region
brechen und zur Inspiration für Unterdrückte auf der ganzen Welt werden.
Die derzeitigen Massenproteste in Jordanien haben zumindest das Potential,
eine solche Dynamik anzustoßen.



Wie befeuert der Nahostkonflikt
Rassismus  und  Antisemitismus
in Deutschland?
Von Urs Hecker, REVOLUTION Zeitung, Januar 2024

Seit dem 7.Oktober geht eine immer stärkere Welle des anti-muslimischen
Rassismus  durch  Deutschland,  welcher  oft  mit  dem  Kampf  gegen  den
Antisemitismus  begründet  wird.  In  einem  neuen  Podcast  titelt  die
Tageszeitung „die Welt“ „free Palestine“ sei das „neue Heil Hitler.“ Die CDU
veröffentlicht einen Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm, in dem sie
erklärt: „nur wer sich zur Leitkultur bekennt kann sich integrieren und ein
deutscher Staatsbürger werden“ Zu dieser „Leitkultur“ soll laut CDU auch
die Anerkennung des „Existenzrechts Israels“ zählen. Aber auch die „linken“
bürgerlichen Parteien beteiligen sich an der rassistischen Rhetorik. Neben
der rassistischen Politik und Rhetorik der bürgerlichen Parteien und Medien,
steigt aber auch die Zahl antisemitischer Aktionen. Es wurden zum Beispiel
die Häuser von Jüd:innen in Berlin mit Davidsternen beschmiert.

Um Antisemitismus und Rassismus und ihre Funktion in der kapitalistischen
Gesellschaft  zu  verstehen,  müssen  wir  uns  mit  der  Geschichte  beider
auseinandersetzen. Der „moderne“ Antisemitismus entwickelte sich aus dem
Antijudaismus  des  Mittelalters.  In  der  ständischen  Gesellschaft  des
Mittelalters  mit  ihren  starren  ökonomischen  Strukturen  übernahmen
Jüd:innen eine ökonomische Sonderrolle und waren vor allem als Kaufleute
oder  im  Geldverleih  tätig.  In  der  neu  entstehenden  dynamischen
kapitalistischen Gesellschaft verloren Jüd:innen ihre Sonderrolle und wurden
immer mehr in prekäre Lebensbedingungen gedrängt. Sie wurden von den
neuen Herrschenden von nun an als Sündenböcke verfolgt bzw. benutzt, um
die  Wut  des  von  Abstiegsängsten  geplagten  Kleinbürger:innentums  zu
befriedigen und dem wachsenden und sich bewusst werdenden Proletariat
seine  revolutionäre  Richtung  zu  nehmen.  Der  Kapitalismus  wurde  als
eigentlich funktionierendes System dargestellt und die „fremden Jüd:innen“
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seien Schuld an Verelendung, Korruption, Krise und Revolution. Besonders
das zaristische Russland,  in  dem ein Großteil  der jüdischen Bevölkerung
lebte,  verbreitete  aufgrund  der  revolutionären  Lage  im  Land  besonders
aggressiv Antisemitismus. So erfand seine Geheimpolizei die „Protokolle der
Weisen  von  Zion“,  wonach  eine  jüdische  Weltverschwörung  hinter  den
Revolutionen der Welt stecke. Und so popularisierte die weiße Reaktion die
„ jüd i sch  –  bo l schewis t i s che  We l t verschwörung . “  D iese
Verschwörungsmythen fanden großen Anklang bei  Reaktionären  weltweit
und  wurden  so  in  Deutschland  mit  dem  generell  grassierenden
Antisemitismus  verbunden  zum  Vernichtungsantisemitismus  der  Nazis,
welcher  in  der  Shoa  seinen  barbarischen  Höhepunkt  fand.

Rassismus  wie  wir  ihn  heute  kennen  entstand  dagegen  zuerst  in  den
imperialistischen  Ländern  und  ihren  Kolonien,  zusammen  mit  dem
bürgerlichen  Nationalismus.  Er  wurde  zum einem genutzt,  um Sklaverei
sowie  d ie  Überausbeutung  und  Genoz id  an  den  ind igenen
Bevölkerungsgruppen zu rechtfertigen und zu begründen. Zum anderen war
sein  Zweck  zusammen  mit  dem  Nationalismus  eine  Identifikation  der
Arbeiter:innen mit  ihren nationalen Bourgeoisien in den imperialistischen
Ländern und ihren Siedlungskolonien zu schaffen. Dies gelang zuerst in den
Siedlungskolonien,  allen  voran  in  den  heutigen  USA,  da  hier  die
einwandernden  Arbeiter:innen  von  Landnahme,  Genozid  und  Sklaverei
profitierten und ihre Dasein als Lohnabhängige oft nur zeitlich beschränkt
war.  Nach  einigen  Jahren  des  Lohnarbeitens  winkte  das  eigene  durch
Landraub  in  Besitz  genommene  Stück  Land  im  Westen.  Dieses
kleinbürgerliche Bewusstsein breitet sich mit Beginn der imperialistischen
Epoche  in  privilegierten  Teilen  der  Arbeiter:innenklasse  erst  in
Großbritannien und später in allen anderen imperialistischen Ländern, so
auch  Deutschland,  aus.  Die  materielle  Basis  hierfür  war,  dass  sich  die
imperialistischen  Bourgeoisien  durch  die  Stärke  der  Arbeiter:innenklasse
gezwungen sahen, ihr Zugeständnisse zu machen, wovon die besonders gut
organisierten  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  stark  profitierten.  Diese
Zugeständnisse  waren  und  sind  aber  erst  durch  die  besonders  starke
Ausbeutung  anderer  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  (meistens  in  den
Halbkolonien und/oder aus diesen migrierte Arbeiter:innen) möglich. So ist



zum Beispiel der „Sozialstaat“ durch Steuern auf die Superprofite finanziert,
welche  imperialistische  Unternehmen in  den  Halbkolonien  erzielen.  Dies
führte  dazu,  dass  das  falsche  Bewusstsein  des  Nationalismus  und  der
„gemeinsamen  nationalen  Interessen“  der  Arbeiter:innen  und  „ihrer“
nationalen  Bourgeoisie  entstand.  Dieser  privilegierte  Teil  der
Arbeiter:innenklasse  in  den  imperialistischen  Ländern,  die  sogenannte
Arbeiter:innenaristrokratie,  war  und  ist  dominierend  in  den  großen
Arbeiter:innenparteien  und  Gewerkschaften,  womit  sich  ihr  falsches
Bewusstsein auf den Großteil der Klasse ausbreiten konnte. In Deutschland
richtete  sich  der  Rassismus  zuerst  vor  allem  gegen  die  national
unterdrückten slawischen Arbeiter:innen Ost- und Mitteleuropas, da diese
vom  deutschen  Imperialismus  national  unterdrückt  wurden  und  einen
Großteil der frühen Arbeitsmigrant:innen darstellten. Dieser anti-slawische
Rassismus spielte zusammen mit dem Antisemitismus eine zentrale Rolle in
der  Nazi-Ideologie  und  war  entscheidende  Rechtfertigung  für  den
Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion. Als in den 50er und 60er Jahren
immer mehr Arbeitsmigrant:innen aus südeuropäischen und westasiatischen
Ländern  in  die  BRD  einwanderten,  entwickelte  sich  auch  ein  starker
Rassismus gegen diese, wobei sich hier vor allem auch der anti-muslimische
Rassismus  herausbildete,  welcher  durch  den  sogenannten  „Krieg  gegen
Terror“ massiv befeuert wurde. Die sogenannten „Gastarbeiter“ besaßen so
gut wie keine Rechte und wurden lange von den großen Gewerkschaften
ausgeschlossen. Seitdem wurde der anti-muslimische Rassismus nur stärker
in  Deutschland,  obwohl  einige  Rechte  erkämpft  werden  konnten.  Anti-
muslimischer Rassismus genießt weiterhin eine hohe Popularität innerhalb
des  (Klein)Bürger:innentums  und  unter  reaktionären  Teilen  der
Arbeiter:innen.

Heute  wird  oft  von  „importierten  Antisemitismus“  gesprochen,  um
Migrant:innen den Antisemitismus in Deutschland in die Schuhe zu schieben.
Das  ist  großer  Unfug  und  extrem  gefährlich.  Der  Großteil  aller
antisemitischen Straftaten in Deutschland wird von Rechten begangen und
zuletzt in der Corona-Pandemie gingen noch zehntausende Deutsche unter
antisemitischen Parolen auf  die  Straße.  Solidarität  mit  Palästina ist  kein
Antisemitismus,  wie  wir  auch  schon  in  anderen  Artikeln  erklärt  und



begründeten.  Dennoch  stimmt  es,  dass  auch  einige  offen  antisemitische
Rechte sich vordergründig palästinasolidarisch geben. Sie Kritik am Staat
Israel, um antisemitische Hetze zu verbreiten, indem sie Jüd:innen und den
Staat Israel  gleichsetzen. Oft  wird Israel  in der Tradition antisemitischer
Verschwörungstheorien  als  Zentrum  der  jüdisch  (-bolschewistischen)
Weltverschwörung gesehen. Ihnen geht es also gar nicht um die Freiheit der
Palästinenser:innen, sondern nur darum, Antisemitismus zu verbreiten.
Es  soll  hier  jedoch  nicht  verschwiegen  werden,  dass  auch  einige
palästinasolidarische  Menschen  antisemitischen  Denkmustern  anhängen,
indem sie z.B Israel mit Jüd:innen gleichsetzen (wie es ja selbst der deutsche
Staat tut) und/oder behaupten, die westlichen Imperialist:innen seien vom
Zionismus gesteuert und damit die realen Verhältnisse auf den Kopf stellen.
Diese Positionen resultieren aber, im Gegensatz zu den deutschen Rechten,
aus berechtigter Wut gegenüber der israelischen Besatzungspolitik, im Zuge
derer aber falsche Schlüsse gezogen und rechten und bürgerlichen Mythen
geglaubt  wurde.  Wir  wollen  diese  Einstellung  hier  aber  natürlich  nicht
verharmlosen, sie ist falsch und stellt eine reale Gefahr für Jüd:innen dar. Sie
ist  aber  nicht  Teil  der  Palästinasolidarität  als  solcher  und es  ist  unsere
Aufgabe  als  Revolutionär:innen  diesen  Einstellungen  in  der  Bewegung
entgegenzutreten.

Trotz dessen nimmt der anti-muslimische Rassismus weiter zu! Wir erleben
eine  schärfere  Einschränkung  migrantischer  Rechte,  eine  immer
rassistischere  Hetze  der  bürgerlichen  Medien  und  den  bundesweiten
Aufstieg der AfD, wobei sich auch die klassischen bürgerlichen Parteien nach
rechts  bewegen  und  immer  rassistischer  vorgehen.  Die  außenpolitische
Unterstützung  für  Israel  wird  im  Inneren  genutzt,  um  Migrant:innen
pauschal  Antisemitismus  vorzuwerfen  und  somit  ihre  Entrechtung  zu
begründen.  In  Sachsen-Anhalt  wurde  vor  kurzem  das  Bekenntnis  zum
Existenzrecht  Israels  Teil  der  Voraussetzungen  zur  Einbürgerung  von
Migrant:innen,  Faeser  spricht  davon,  „kriminelle“  Migrant:innen
abzuschieben und die CDU fordert, dass bundesweit ein Bekenntnis zu Israel
Voraussetzung für eine Einbürgerung wird, bzw. dass Migrant:innen sogar
ihre  Staatsbürger:innenschaft  entzogen  werden  soll,  wenn  sie  sich
palästinasolidarisch  äußern.



Natürlich wird der Rassismus in Bezug auf Palästinasolidarität auch genutzt,
um  die  „Heimatfront“  ruhig  zu  halten,  Deutschland  unterstützt  Israels
Genozid aus seinen imperialistischen Interessen heraus und will den Dissens
so  marginal  wie  möglich  halten.  Hier  wird  der  Rassismus  genutzt,  um
Palästinasolidarität  als  etwas  Fremdes,  nicht-Deutsches  darzustellen  und
unseren Protest zu isolieren und die deutsche Mehrheitsgesellschaft dagegen
aufzubringen.  Auch  migrantische  Gruppen,  die  palästinensisch  oder
palästinasolidarisch  sind,  erfahren  besonders  harte  Repression,  wie
Samidoun  oder  Zora.
Der Rassismus und die Entrechtung dienen dem deutschen Kapital. Denn so
können sie migrantische Arbeiter:innen noch stärker ausbeuten, sie politisch
kaltstellen und die Arbeiter:innenklasse als Ganzes weiter spalten, Solidarität
unterbinden und die  Kampffähigkeit  massiv  schwächen.  In  der  aktuellen
Krise ist das für das deutsche Kapital besonders nötig, weswegen sich diese
Politik auch weiter verschärfen wird.

Wir müssen also konsequent gegen Rassismus
und Antisemitismus kämpfen!
Dazu müssen wir uns gegen den bürgerlichen Staat, seine Staatsräson und
gegen  den  generellen  Rechtsruck  der  bürgerlichen  Gesellschaft  stellen!
Beide  Formen  der  Diskriminierung  haben  ihre  materielle  Basis  im
kapitalistischen System und können nur mit diesem überwunden werden. Wir
müssen auch gegen das falsche rassistische und antisemitische Bewusstsein
innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse  kämpfen!  Dazu  müssen  wir  hier  in
Deutschland den palästinensischen Befreiungskampf, antirassistische – und
antifaschistische Kämpfe vorantreiben und unterstützen! Wir müssen diese in
unsere  Schulen,  Unis  und  Betriebe  tragen  und  den  Schulterschluss  mit
Arbeitskämpfen, wie denen am Hamburger Hafen, suchen. Wir müssen eine
revolutionäres Programm der Jugend und der Arbeiter:innen vertreten, denn
nur im Kampf mit dem System können Rassismus und Antisemitismus besiegt
werden!



10  Forderungen  für  den
palästinensischen
Befreiungskampf
Dezember 2023

Seit  dem  7.  Oktober  findet  ein  erbarmungsloser  Krieg  gegen
die palästinensische Bevölkerung statt. Gefangen in einem Freiluftgefängnis
haben die  Bewohner_innen keine Möglichkeiten zur  Flucht  vor  dem Tod
durch  Bomben  oder  die  Bodentruppen  der  IDF.  Israels  Regierung  stellt
diesen Staatsterror kaum widersprochen als Akt der „Selbstverteidigung“
dar. Dabei sind sie nicht die einzigen, die mit Rassismus und Nationalismus
die Bevölkerung hinter sich vereinen. Auch in imperialistischen Ländern wie
Deutschland wird jegliche Palästina-Solidarität kriminalisiert und unter dem
Vorwand des Kampfes gegen Antisemitismus findet eine zutiefst rassistische
Politik statt, in welcher Migrant_innen als die Übeltäter gelten. Wir möchten
hiermit 10 Forderungen aufstellen, die wir zum einen in Palästina und dann
in Deutschland diesen Verhältnissen entgegensetzen.

In Palästina: 

1. Sofortiges Ende der brutalen und kriegsverbrecherischen Angriffe
auf Gaza! Aufhebung der Blockade! Abzug aller Truppen der IDF aus
Gaza und Westbank! Für die Freilassung aller Gefangenen! 

Nach der kurzen Waffenruhe, gehen die Angriffe in unverminderter Härte
weiter  und  die  IDF  unter  der  Führung  einer  ultrarechten  Regierung
haben keine Probleme damit, abertausende Zivilist_innen zu ermorden und
die dort lebende Bevölkerung als Tiere zu bezeichnen. Das sofortige Ende der
brutalen und kriegsverbrecherischen Angriffe auf Gaza ist dabei mehr als die
F o r d e r u n g  n a c h  e i n e r  e r n e u t e n  W a f f e n r u h e !  E i n e
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unbefristete Waffenruhe und ein Durchlassen der Hilfslieferungen sind in der
aktuellen  Situation  überlebensnotwendig  für  die  Bevölkerung,
jedoch beendet dies nicht Besatzung, sondern bedeutet, dass die jetzigen
Konflikte  eingefroren  werden.  Was  wir  zudem  nicht  fordern,  ist  die
D e m i l i t a r i s i e r u n g  d e r  P a l ä s t i n e n s e r _ i n n e n ,  d e n n  d a s
Recht aufSelbstverteidigung und der Kampf nach Freiheit muss auch militant
durchgesetzt werden. Alle Truppen der IDF müssen Gaza sowie die Westbank
verlassen, sie sind unterdrückerische Truppen, die die Herrschaft des Staate
Israels  mit  allen  Mitteln  durchsetzen.  Der  Abzug  der  IDF  sowie  die
Forderung nach einem sofortigen Ende des Mordens müssen bedingungslos
durchgesetzt werden! Wir stehen ein für die Freilassung der Gefangenen. Ca.
4500  Palästinenser_innen,  darunter  viele  Kinder  und  Jugendliche,  waren
schon vor dem 7.10. in israelischen Gefängnissen. Seitdem wurden weitere
4-5000  verhaftet,  die  auf  israelischem  Staatsgebiet  gearbeitet  hatten.
Freigekommene berichten in den meisten Fällen über Misshandlungen und
Folter.

2. Für das Recht der israelischen Soldat_innen sich zu weigern, in
Gaza und Westbank zu kämpfen. Löst die bürgerliche Armee und die
Polizei auf und bildet demokratische Arbeiter_innenmilizen, die sich
dem palästinensischen Widerstand anschließen! 

Wie wir es in Gaza zur Zeit sehen, haben die palästinensischen Streitkräfte
allein wenige Chancen, sich gegen das von USA und BRD hochgerüstete
Militär Israels zu verteidigen. Daher ist es unabdingbar, auch innerhalb der
israelischen  Gesellschaft  nach  Verbündeten  zu  suchen.  Wir  wissen,  dass
aktuell die israelische Bevölkerung mehrheitlich vereint für den Krieg gegen
die Palästinenser_innen steht. Dieser Umstand liegt allerdings nicht nur an
der reaktionären und kriegstreiberischen Rhetorik der Regierung und an der
engen  ideologischen  Bindung  der  israelischen  Bevölkerung  an  den
Zionismus,  die  historisch  auch  durch  diemateriellen  Vorteile  aus  der
Besatzung entstanden ist. Sondern zudem an dem harten Vorgehen gegen all
jene Menschen, die nur ansatzweise gegen diese vorherrschende Meinung
stehen. Umso wichtiger ist es daher, die wenigen Kriegsdienstverweigernden
und  Antizionist_innen  in  Israel  zu  unterstützen.  Der  Aufbau



einer antizionistischen Opposition in Israel ist notwendige Voraussetzung für
eine  Abschaffung  von  Militär  und  Polizei  und  für  die  Befreiung  der
israelischen Arbeiter_innenklasse. Wir sehen schon heute in kleinen Teilen
wie antizionistische Juden und Jüdinnen weltweit die Proteste mit antreiben
und  unterstützen.  In  Israel  ist  es  Aufgabe  von  Fortschrittlichen  und
Revolutionär_innen  sich  von  den  prozionistischen  und  staatstragenden
Organen wie der gelben Gewerkschaft Histadrut zu lösen, diese durch eine
gemeinsame  Organisierung  mit  ihren  palästinensischen  Geschwistern  zu
ersetzen und offen aufzuzeigen, dass der Krieg nicht in dem Interesse der
israelischen Arbeiter_innen sondern dem der Herrschenden liegt, wie es zum
Beispiel  lange  wichtiger  zu  sein  schien,  die  Vernichtung  der
Palästinenser_innen  voranzutreiben,  als  die  Befreiung  der  Geiseln
durchzusetzen. Der Klassenkampf, wie er sich zuletzt auch in den Protesten
gegen die Justizreform geäußert hatte, darf nicht zurückgestellt werden zu
Gunsten der vermeintlichen „Vaterlandsverteidigung“. 

3 .  N ieder  mi t  der  Apar the idsmauer  und  a l l en
Freiheitsbeschränkungen  für  Palästinenser_innen.  Für  die  völlige
rechtliche Gleichstellung aller Einwohner_innen zwischen Mittelmeer
und Jordan! Verstaatlichung allen Landbesitzes und Gewährung des
Rückkehrrechts aller Palästinenser_innen weltweit. 

Palästinenser_innen sind Menschen dritter Klasse in Israel, sie sind billige
Arbeitskräfte, nicht gleichgestellt vor dem Gesetz und werden systematisch
in  sozialen  wie  in  ökonomischen  Bereichen  ihres  Lebens  unterdrückt.
Israelische Institutionen, staatliche oder nicht-staatliche, entscheiden über
Häuserbau,  Wohnungen  und  in  Gaza  über  Strom,  Wasser,  Rohstoffe.
Checkpoints, stundenlange Kontrollen, Hausdurchsuchungen, Razzien oder
Verhaftung stehen an der  Tagesordnung,  wenn man Palästinenser_in  ist.
Darum  muss  die  Apartheidsmauer  niedergerissen  werden  und  alle
Freiheitsbeschränkungen  müssenaufgehoben  werden.  Wir  fordern  die
völlige Gleichstellung aller Menschen vor Ort und das Recht auf Rückkehr
aller  vertriebenen  Palästinenser_innen.  Grundlage  dafür  ist  das
vergesellschaftete Eigentum an Produktionsmitteln, Grundstücken, Fabriken,
Büros  und  ebenso  die  gleichberechtigten  Bereitstellung  von  Gesundheit,



Bildung und Wohnen, koordiniert durch einen demokratischen Plan. Deshalb
kämpfen wir für eine sozialistische Lösung, die auf dem gemeinsamen Besitz
des Landes und aller wichtigen Produktionsmittel basiert. 

4.  Für  ein  vereinigtes  säkulares,  sozialistisches  Palästina,  mit
Gleichheit  für  alle  seine  Bürger_Innen,  israelische  wie
palästinensische, als Teil einer sozialistischen Föderation des Nahen
Ostens.  Für einen neuen arabischen Frühling!

Die Befreiung des palästinensischen Volkes und die Freiheit der Völker des
Nahen  Ostens  von  westlicher  Herrschaft  und  Ausbeutung  erfordern  den
revolutionären  Sturz  Israels  als  rassistischen  Staat  und  seine  Ersetzung
durch einen einzigen bi-nationalen Staat, sowohl für sein palästinensisches
als  auch  für  sein  israelisch-jüdisches  Volk.  Das  bedeutet  weder  die
Vertreibung der israelischen Bevölkerung noch ihre Zerstörung als Nation.
Die „Zweistaatenlösung“ ist in Wirklichkeit tot. Ihre Anerkennung in Worten
existiert  als  Feigenblatt  für  israelische Übergriffe.  Für  die  USA und die
westeuropäischen  Staaten  rechtfertigt  sie  die  anhaltende  Unterstützung
Israels, und für reformistische Parteien wie die britische Labour ermöglicht
sie  es,  vermeintlich  Gesicht  zu  bewahren  vor  ihrer  muslimischen
Wähler_innenschaft, ohne sich jedoch zum palästinensischen Widerstand zu
bekennen .  Es  i s t  Aufgabe  der  Pa läs t inenser : innen  sowie
der Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder den israelischen Staat zu
stürzen. Letzteren kommt dabei eine wichtige Rolle zu. Sie sind es, die ihren
Diktatoren und Herrschernentgegentreten müssen, denn weder die Assads
noch die Khomenies, die Sissis oder die Erdogans dieser Region haben ein
Interesse an einem befreiten Palästina.  Es  braucht  ein  Auflammen eines
zweiten  arabischen  Frühlings,  in  welchem  sich  die  Arbeiter_innen  in
den  umliegenden  Ländern  gegen  ihre  Unterdrücker_innen  organisieren
und  siestürzen,  die  Grenzen  nach  Gaza  öffnen  und  unter  gemeinsamer
Kontrolle Hilfsgüter und den Kampf vor Ort unterstützen.

5.  Für  die  Schaffung  einer  unabhängigen  Arbeiter_innenpartei
Palästinas, die gestützt auf Gewerkschaftenund regionale Komitees
der  Unterordnung der  palästinensischen Linken unter  Hamas und
Fatah ein Ende bereitet!



Um für ein freies, säkulares und sozialistisches Palästina zu kämpfen, sowie
für die davor genannten Forderungen, ist es notwendig die fortschrittlichsten
Kräfte in einer Partei zu bündeln, die sich auf Räte und Komitees stützt, diese
Forderungen  durchsetzt  und  der  Bewegung  ein  politisches  Programm
gibt.  Mit dem Kampf für nationale Befreiung müssen hierbei soziale und
ökonomische  Forderungen  der  Arbeiter_innenklasse  wie  z.B.  nach  einem
angemessenen  Mindestlohn,  nach  Frauenrechten  oder  Rechten  von
LGBT+!  Es  braucht  zudem einen  Bruch  mit  der  Politik  der  Hamas  und
Fatah. Beide haben sie oft genug gezeigt, dass sie keine Strategie haben, den
Befreiungskampf  zu  gewinnen  und  dass  ihnen  die  Interessen  der
palästinensischen Massen letztlich egal sind. Sie beweisen dies nicht zuletzt,
indem sie, unter dem Deckmantel einer falschen Einigkeit, soziale Proteste
niederschlagen,  womit  sie  sich  praktisch  als  Instrument  der
Besatzungsmacht erweisen. Wir stehen für die Interessen der Arbeiter_innen,
kleinen  Bäuer_innen,  Jugendlichen  und  Frauen,  die  nicht  nur  gegen  die
zionistische Besatzung, sondern am Ende auch gegen die palästinensischen
Kapitalist_innen durchgesetzt werden müssen!

In Deutschland

1. Sofortiger Stopp aller Waffenlieferung, Stopp der militärischen,
wirtschaftlichen und diplomatischen Unterstützung Israels! Weg mit
den Kriegsschiffen vor Gazas Küste! Für gewerkschaftliche Aktionen
zur Blockade von Kriegsgütern! 

Die  deutsche  Rüstungsindustrie  liefert  schon  seit  langem  mit  Vorliebe
Kriegsgüter an Israel. Eine Auswertung der statistischen Daten von 2011 bis
2022 ergibt, das Israel auf Platz vier aller Staaten ist, in die Deutschland
Waffen exportiert. Seit dem Kriegsausbruch sind diese Zahlen noch einmal
explodiert: Im Vergleich zum Vorjahr hat sich schon jetzt das Volumen an
Rüstungsexporten mehr als verzehnfacht! Es ist einerseits eine grauenhafte
Vorstellung,  wie  sich  deutsche  Konzerne  an  dem  Morden  in  Palästina
bereichern. Andererseits werden diese Lieferungen auch durch Steuergelder
gefördert, denn die Unterstützung von Ordnungsmächten wie Israel und die
Aufrechterhaltung  der  Verhältnisse  von  halbkolonialer  Abhängigkeit  und
Ausbeutung durch den Imperialismus ist deutsche „Staatsräson“. All das zu



verhindern,  ist  unsere  beste  Chance  hier  in  Deutschland  dem  Krieg  in
Palästina entgegenzutreten und internationale Solidarität praktisch werden
zu lassen. Die Arbeiter_innen in der Logistik und in der Rüstungsindustrie
haben  kein  Interesse  an  der  Unterdrückung  ihrer  Klassengeschwister  in
Palästina. Sie müssen zu Streiks, Blockaden und Protestaktionen gewonnen
werden!

2. Schluss mit der Kriminalisierung des Befreiungskampfes! Keine
Verbote von Demos mehr und Aufhebung der Verbote von Samidoun,
PFLP, Hamas und PKK! 

Während  AfD,  holocaustleugnende  Nazis  oder  antisemitische
Querdenker_innen unter Polizeischutz ihre Ideologie auf die Straße tragen
durften,  wurden  Solidaritätsdemos  und  Gedenkveranstaltungen  mit  den
Opfern  des  Krieges  in  Palästina  reihenweise  verboten.  Dort  wo  sie
stattfinden, geht dies mit Schikanen der Polizei einher: Menschen werden
geschlagen,  verhaftet  und  angezeigt.  Wir  haben  schon  länger  an  der
Repression  gegen  die  kurdische  Freiheitsbewegung  gesehen,  wie  der
deutsche Staat seine außenpolitischen Interessen auch z. B. mit dem Verbot
der PKK ins Innere übersetzt. Nun werden ebenso die Organisationen des
palästinensischen Widerstands mehr und mehr verboten: ob links, so wie
Samidoun oder PFLP oder religiös-fundamentalistisch wie die Hamas. Auch
wenn wir viel Kritik an diesen Gruppen haben, ihre Ideologien nicht teilen
und ihre Taktiken ablehnen, stellen wir uns gegen ihr Verbot durch den
deutschen  Staat.  Eine  Überwindung  der  reaktionären  Führung  des
Widerstandskampfes in Gaza wird nur als Teil dieses Kampfes möglich sein,
nicht durch staatliche Repression von Israel oder Deutschland.

3.  Weg  mit  dem  Kuffiyah-Verbot  in  den  berliner  Schulen!
Mitbestimmung  von  Schüler_innen  und  Lehrer_innen  über  die
Behandlung  des  Kriegs  statt  Senatsvorgaben!

Während auf der Staat auf der einen Seite das „Selbstverteidigungsrecht“
Israels, d.h. den Angriff auf Gaza als zentrale Botschaft des Schulunterrichts
vorgibt,  wird  auf  der  anderen  Seite  im  Namen  einer  vermeintlichen
„politischen  Neutralität“  den  Schüler_innen  eine  eigenständige



Stellungnahme verwehrt. Dies drückt sich auf symbolischer Ebene z.B. in
dem  Verbot  aus,  eine  Kuffiyah  zu  tragen.  Eine  Kleidervorschrift,  die,
ausgedehnt auf weitere arabische Tücher,  gleichzeitig einen rassistischen
Charakter trägt, weil sie auch politisch unbeteiligte Schüler_innen trifft, die
das Tuch einfach aus kulturellen Gründen tragen. 

4.  Abschiebestopp  jetzt!  Gegen  den  heuchlerischen  Vorwand  des
Antisemitismus‘  für  eine  rassistische  Asylpolitik!  Bildet
antirassistische  Selbstverteidigungskomitees  gegen  Angriffe  von
Bullen  und  Faschos!

5.  Offene  Grenzen  und Staatsbürger_innenrechte  für  alle,  die  vor
Krieg, Armut und Klimaschäden flüchten!

Wir können gerade bezeugen, wie in Europa das Recht auf Asyl systematisch
ausgehebelt  und  abgeschafft  wird.  Fluchtwege  werden  blockiert,
Grenzkontrollen werden verstärkt und auch innerhalb des Schengen-Raums
eingeführt, Geflüchtete werden in überfüllte Lager gepfercht und in Krieg
und Krisen abgeschoben. Vorschläge ein Bekenntnis zum Staat Israel zur
Bedingung für eine Einbürgerung zu machen oder die Ankündigung, dass
vermeintlich  antisemitische  Geflüchtete  „endlich  im  großen  Stil“
abgeschoben  werden  müssten  sind  ein  zynischer  Versuch,  diese  Absage
an  grundlegende  Menschenrechte  in  eine  moralisch  positives  Licht  zu
rücken.  Wir  stellen  dem die  Forderung  nach  Bewegungsfreiheit  für  alle
entgegen! Im Kampf dafür ist es notwendig, dass sich die Gewerkschaften
endlich öffnen und die gewerkschaftliche Organisierung der Geflüchteten
voranbringen!

HAMAS = ISIS ?!
von Felix Ruga, November 2023

https://onesolutionrevolution.de/hamas-isis/


„Hamas ist ISIS, und genauso wie ISIS vernichtet wurde, wird auch
die Hamas vernichtet.“

Dieses  Zitat  stammt von  Benjamin  Netanjahu auf  einem Treffen  am 12.
Oktober mit dem US-Außenminister Blinken. Das Narrativ, die Hamas sei das
gleiche wie der IS (Islamischer Staat; im Englischen meist ISIS = Islamic
State of Iraq and Syria), wurde damit schon früh in die Welt gesetzt und
dabei auch von vielen westlichen Spitzenpolitiker_Innen aufgenommen. Und
irgendwie  erscheint  es  auch  erstmal  nachvollziehbar,  wenn  man  den
Horizont sehr schmal wählt: Gemessen an den Taten am 7. Oktober sind
beides brutale, paramilitärische islamistische Organisationen. Damit ist die
Auseinandersetzung mit der Hamas schnell  abgeschlossen und die Taktik
klar: Militärische Zerstörung sei nicht nur legitim, sondern der einzige Weg.
Das stellt auch bis heute ein wichtiges Element in der Legitimierung der
laufenden  israelischen  Bodenoffensive,  der  Einebnung  Gazas  und
zehntausend  Getöteten  dar.

Jedoch ist diese Gleichstellung so unangemessen, dass sich sogar diverse
bürgerliche Zeitungen zu Wort gemeldet haben, die sonst nicht unbedingt
einen antiimperialistischen Ruf haben, wie die Washington Post oder das
TIME-Magazine.  Tenor  ist,  dass  bezüglich ihrer  sozialen,  politischen und
religiösen Rolle die beiden Organisation deutliche Unterschiede aufweisen.
Hierbei  würden  wir  zustimmen  und  dieser  Artikel  soll  zu  dieser
Differenzierung betragen. Wir machen das zum einen, weil dieser Irrtum eine
mächtige Waffe gegen die palästinensische Widerstandsbewegung ist, weil
diese  momentan  mit  der  Hamas  praktisch  gleichgesetzt  oder  zumindest
immer in die Nähe gerückt wird. Ein differenzierter Blick auf die Hamas und
ihre  Geschichte  ermöglicht  so  erst  überhaupt  eine  klare  Differenzierung
innerhalb des palästinensischen Widerstands. Zum anderen kann so auch
eine wirklich fortschrittliche Perspektive entstehen, wie wir den Islamismus
in der Region zurückdrängen können. So viel schon mal voraus: Genozid und
Einebnung Gazas helfen nicht.



Hamas is not ISIS
Zunächst  erstmal  ein  paar  Worte  zum  IS:  Er  gehört  zum  salafistisch-
takfirischen Zweig des Islamismus. Das bedeutet, dass hierbei eine extrem
autoritäre Auslegung der religiösen Regeln bewaffnet durchgesetzt werden.
Das bedeutet nicht nur, dass hier nicht die geringste Hoffnung auf jegliche
Toleranz  von  Abweichung besteht,  wie  das  Nichttragen  von  Hijabs  oder
Hören westlicher Musik, sondern dass selbst andere Muslime als Abtrünnige
betrachtet  und  verfolgt  werden.  Politische  Vision  des  IS  ist  eine
transnationale Bewegung, die eine „Umma“ bildet, also eine Gemeinschaft
von muslimischen Gläubigen, die zum „Islamischen Staat“ werden sollen. Vor
Ort entspricht seine Rolle auch eher denen von „fremden Invasoren“. Der
Ursprung des IS liegt in abgehalfterten irakischen Militärs, die mit dem Blick
auf  den  syrischen  Bürgerkrieg  gen  Westen  gezogen  sind,  um  dort
mitzumischen.  Sie  haben  sich  auch  nicht  vorwiegend  aus  den
eingenommenen  Gegenden  rekrutiert,  sondern  radikalisieren  und
mobilisieren  über  Kampagnen  im  Ausland  und  im  Internet.

Vergleichen wir das nun mit der Hamas. Vorweg sollte gesagt werden, dass
wir  hier  keine vollständige Geschichte  der  Hamas nachzeichnen können,
auch wenn diese recht aufschlussreich ist. Wir empfehlen hierzu den Artikel
„Eine  kurze  Geschichte  der  Hamas“  von  Marx21.  Aber  schon  aus  ihren
Ursprüngen lässt sich einiges ablesen: Ursprünglich ging die Hamas auf den
palästinensischen Ableger der ägyptischen Muslimbruderschaft zurück, die
zum Ziele der religiösen Bildung und sozialen Wohlfahrt gegründet wurde.
Hierin  steckt  schon  eher  eine  Idee  der  „Islamisierung  von  Unten“  im
Gegensatz  zum  IS.  In  sozialen  Fragen  ist  die  Hamas  zwar  religiös-
konservativ, aber lange nicht so rigide wie der IS. Wirklich relevant wurde
die  Hamas  jedoch  erst,  nachdem  alle  anderen  große  Kräfte  im
palästinensischen Widerstand ihren politischen Bankrott erklärt haben. Zum
einen wäre da der säkulare Panarabismus, der im Sechstagekrieg 1967 eine
schwere militärische Niederlage erlitten hat und damit in eine Krise geriet.

Zum  anderen  der  Verrat  der  palästinensischen  Linken  aufgrund  ihrer
Etappentheorie, die die sozialistische Umwälzung der nationalen Befreiung
hintenanstellt  und  die  Unabhängigkeit  der  zuvor  sehr  schlagfertigen

https://www.marx21.de/eine-kurze-geschichte-der-hamas/


palästinensischen Arbeiter_Innenbewegung zugunsten einer  Unterordnung
unter der palästinensischen Bourgeoisie aufgegeben hat. Nach der ersten
Intifada und den Verhandlungen in Oslo 1993 hat sich die Fatah mit der
Gründung der Palästinensischen Autonomiebehörde in ein System integriert,
das als verlängerter Arm der Besatzung in der Westbank gilt. Hier wurde ein
Polizeistaat aufgebaut, der jeglichen Widerstand unterdrückt. Deswegen wird
die  Fatah  weitestgehend  als  korrupte  Verräter_Innen  angesehen.  Diese
Prozesse sind nicht nur isoliert in Palästina passiert, sondern ähnlich in der
gesamten  Region:  Säkulare  und  stalinistische  Kräfte,  die  ehemals  stark
waren,  haben  es  nicht  geschafft,  die  Region  gegen  den  Einfluss  des
Imperialismus zu verteidigen, weshalb sich ab den 90ern der politische Islam
immer mehr als Alternative formierte, worunter auch der Aufstieg des IS
nach dem Irakkrieg fällt. Teilweise geschah das mit vorheriger Unterstützung
des Westens. So wurde zunächst auch die Hamas als Konkurrenz zur Linken
von Israel geschont und damit begünstigt.

Die Hamas fokussierte sich zunehmend darauf, sich als „die militantesten“
innerhalb  der  Befreiungsbewegung  darzustellen.  Dies  wirkte,  denn  auch
nach Oslo ging die israelische Unterdrückung ungebremst weiter und viele
Palästinenser_Innen verlangten nach militantem Widerstand. Hierdurch hat
sich die Hamas immer mehr in der palästinensischen Gesellschaft verankert.
Es  ist  nicht  bloß  eine  außenstehende  paramilitärische  Kraft,  sondern
übernimmt  viele  gesellschaftliche  Aufgaben.  Letztendlich  speist  sich  die
Hamas  aus  der  Verzweiflung  des  palästinensischen  Volks,  was  sie  auch
bewusst nutzen.

Ihre Argumentation bezog sich zunehmend auf die Losungen der nationalen
Befreiung, die sie mit islamistischen Ideen verbindet. Hierin zeigt sich jedoch
eine durch und durch reaktionäre, antisemitische Utopie: Palästina solle zwar
befreit  werden,  aber  hin  zu  einer  islamischen,  religiös-konservativen
Gesellschaft.  In ihrer Gründungscharta erklären sie „die Juden“ zu ihren
Feind_Innen und dass für diese kein Platz in der Region sei. Hierbei wird
auch keine antisemitische Verschwörungstheorie ausgelassen, wenn es heißt,
dass die Jüd_Innen für so ziemlich jedes Übel in der Welt verantwortlich
seien.



Die Hamas nahm 2006 an den allgemeinen palästinensischen Wahlen teil,
jedoch mit einem Wahlprogramm, das sich in der Sprache etwas mehr an die
restliche palästinensische Widerstandsbewegung anpasste, indem es mehr
zum Kampf  gegen den israelischen Staat  und nicht  mehr  explizit  gegen
Jüd_Innen  aufrief.  Dabei  grenzte  sich  die  Hamas  jedoch  nicht  vom
Antisemitismus ab,  was  sie  auch nie  überzeugend tat,  sondern ihn  eher
manchmal taktisch zurückstellt. Sie gewannen die Wahlen und kurz darauf
die  Oberhand  in  Gaza,  welches  aber  zum  Freiluftgefängnis  unter  der
letztendlichen Kontrolle  Israels  umgebaut  wurde.  In  Gaza ist  die  Hamas
integraler  Bestandteil  der  Gesellschaft,  indem  sie  die  Verwaltung,
Sozialsysteme und öffentliche Ordnung organisiert,  auch wenn sie immer
mehr an Beliebtheit verlor und die Massenproteste gegen sie immer wieder
brutal  niedergeschlagen  hat.  Die  Hamas  lässt  sich  dabei  von  anderen
Reaktionären unter  Druck setzen,  indem sie  sich  von der  Unterstützung
einiger islamischen Länder abhängig macht und von noch rechteren Gruppen
wie dem „Islamischen Dschihad“ herausgefordert wird.

Welche Perspektive?
Das offensichtliche zuerst: Fortschrittliche Kräfte sollten weder die Ideologie,
das politische Programm noch die Kampfmethoden der Hamas supporten.
Verbunden  mit  der  undemokratischen  und  elitären  Ausrichtung  auf  den
Kampf einiger Tausend Milizionäre sowie der wachsendem Strategielosigkeit,
führte das zum sinnlosen Massaker an hilflosen israelischen Zivilist_Innen,
was nicht nur menschlich schockierend und militärisch sinnlos war, sondern
auch  die  Reihen  im israelischen  Staat  geschlossen  und  die  Bevölkerung
dahinter  weitestgehend  geeint  hat.  Dies  ermöglicht  es  dem israelischen
Staat, seinen brutalen Angriff auf das Freiluftgefängnis Gaza als „legitime
Selbstverteidigung“ darzustellen.

Dennoch sollten wir nicht auf die Erzählung reinfallen, dass Frieden in die
Region einkehren würde, sobald die Hamas zerschlagen ist, vor allem wenn
dabei von der zivilen Bevölkerung so große Opfer abverlangt werden. Denn
wie bereits  skizziert:  Der gesellschaftliche Nährboden der Hamas ist  die
Verzweiflung und der legitime Widerstandswille des palästinensischen Volkes



sowie das politische Versagen der palästinensischen Linken und der Fatah.

Die einzige Lösung ist es, Freiheit, Gerechtigkeit und eine Zukunft für die
Palästinenser_Innen zu erkämpfen. Das Programm der Hamas ist dazu nicht
in  der  Lage  und  wir  müssen  sie  deshalb  politisch  aus  dem Widerstand
verdrängen,  unter  anderem  indem  wir  eine  sozialistische  Perspektive
aufzeigen.  Das  bedeutet:  In  Gaza  muss  man den Widerstand gegen den
Genozid unterstützen, ohne dabei Kritik zurückzustellen. In der Westbank
und  der  Diaspora  plädieren  wir  für  Massenmobilisierungen,  Streiks  und
Intifada. In benachbarten Ländern brauchen wir eigene Mobilisierungen und
den Bruch mit der Pseudosolidarität aller Erdogans, Assads und Khomeinis.
Im  Westen  müssen  wir  die  Waffenlieferungen  blockieren  und  unsere
demokratischen  Rechte  verteidigen.  In  Israel  braucht  die  Linke  unseren
Support und wir müssen die Risse zwischen israelischen Arbeiter_Innen und
dem Zionismus weiter vertiefen. Hierbei kann ein Moment der permanenten
Revolution  entstehen,  dass  die  Perspektive  aufmacht  zu  einer
fortschrittlichen Lösung des Nahostkonflikts: Im gemeinsamen Kampf eint
sich die palästinensischen und israelischen Arbeiter_Innenbewegungen hin
zu einem gemeinsamen, säkularen, multiethnischen und sozialistischen Staat.
Das ist der einzige Weg zum Frieden in der Region.

INTERVIEW: Situation am Ernst-
Abbe-Gymnasium
Vorgestern wurde die von uns angemeldete Demonstration unter dem Motto
„Jugend gegen Rassismus“, welche zusammen mit Schüler_Innen des Ernst-
Abbe-Gymnasiums organisiert  wurde,  durch die Berliner Polizei  verboten.
Neben der allgemeinen Zunahme von Rassismus in unserer Gesellschaft, an
Schulen und in der Politik war der Protest ebenso eine Reaktion auf das
gewalttätige Ausschreiten einer Lehrkraft gegenüber eines Schülers, der ei-
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ne palästinensische Flagge hochhielt. Ein ausführliches Statement zu dem
Verbot wird von unserer Seite aus in den nächsten Tagen folgen. Wir haben
jedoch schon ein Interview mit einem Schüler führen können, welcher in den
Prozess des Organisierens eingebunden war. Wir hoffen euch damit einen
Einblick in den derzeitigen Schulalltag auf der Ernst-Abbe und in die Gefühle
der Schüler_Innen nach dieser Enttäuschung geben zu können.

„Wie ist die Situation gerade an der Schule?”
„Wenn  man  mit  Kufiya  rumläuft,  wird  man  von  den  Lehrern  komisch
angeschaut. Wenn man nachfragt, ob man das tragen darf, wird erzählt, dass
das Tragen von politischen Symbolen verboten wäre und in der Schule nichts
zu suchen hat. Laut der Senatorin ist das Tragen von politischen Symbolen
verboten.

Meiner Meinung nach sollten wir tragen, können was wir wollen. Wir sind
fast den ganzen Tag in der Schule und dürfen keine politischen Symbole
tragen. Wozu haben wir den Politik- und Geschichtsunterricht? Warum wird
uns  z.B  erzählt,  dass  wir  in  Deutschland  eine  Demokratie  haben  und
Meinungsfreiheit in Deutschland erlaubt ist. Die Lehrer sind zurückhaltend
und wollen die ganze Sache einfach vergessen, als wäre nichts.”

„Was stört dich an der Diskussion gerade am meisten?”
„Am meisten stört mich, dass die Lehrer nichts davon erzählen was gerade
los ist in der Welt. Einige Lehrer sind so sehr Pro-Israel, dass man es ihnen
anerkennt. Und dann sagen die auch immer, dass sie neutral sind. Einige
Lehrer sind aber nett und stehen hinter uns. Einige tun mir leid weil alle
Lehrer in einen Sack geworfen werden. Am meisten nervt mich auch das
wegen des Lehrers, der den Schüler geschlagen hat, nichts gemacht wird. Er
hat eine Anzeige bekommen, aber das ist meiner Meinung nach viel zu wenig
für so ein Verhalten!”

„Wie findest du es das die Demo verboten wurde?”
„Unsere  Meinungsfreiheit  wurde  zerstört!  Warum  dürfen  Schüler  ihre
Meinung  nicht  äußern?  In  welcher  Welt  leben  wir?  Wir  sind  doch  eine



Demokratie? In welcher Welt leben wir das und unser RECHT genommen
wird und einfach in die Tonne geschmissen, als wäre nichts passiert. Was ich
auch Scheiße  finde,  ist,  dass  alles  direkt  mit  der  Hamas in  Verbindung
gesetzt wird.”

Schreibt uns an wenn ihr ähnliche Erfahrungen an euren Schulen gemacht
habt! Wir bieten euch an mit uns über die aktuellen Geschehnisse und eure
Erfahrungen mit Gewalt, Rassismus und Repressionen zu reden. Lasst uns
zusammen gegen den Rechtsruck und für ein Leben frei von Unterdrückung
kämpfen!

Gegen die rassistische Repression!
Es zeigt sich dass die Stimmung auf der Schule durch die Repressionen des
Berliner Senats bedrückt und durch die Verbote der Polizei aufgeheizt ist.
Die Schüler_Innen sind wütend dass ihnen die Möglichkeit ihre Meinung auf
die  Straße zu tragen genommen wurde.  Wir  sehen wie die  AfD in allen
Bundesländern in Wahlen und Wahlprognosen an Stimmen gewinnt. Neben-
bei rücken alle Parteien weiter nach Rechts, wir sehen diese Entwicklung an
der Zunahme der rassistischen Hetzte der CDU und der von der gesamten
Ampelregierung getragenen Asylrechtsverschärfung. Schüler_Innen können
sich  nicht  offen  gegen  den  Rassismus  an  ihren  Schulen  und  in  der
Gesellschaft aussprechen, geschweige denn die massiven Angriffe auf Gaza
durch  israelischen  Staat  verurteilen.  Lasst  uns  dafür  kämpfen  das  zu
ermöglichen!

Daher fordern wir:

unabhängige Antidiskriminierungsstellen an Schulen und Weg mit
dem Verbot der Kufiya!



Keine Konsequenzen für den Schüler! Aufarbeitung des Vorfalls an
der Schule und Suspendierung des Lehrers!

Nein zu allen Formen der Kriminalisierung von Palästina-Solidarität!
Für das Recht von Unterdrückten, sich gegen ihre Unterdrücker zu
organisieren!


